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II Einleitung 

 

Zwischen der Stadt Augsburg (Amt für Kinder, Jugend und Familie) und der St. Gregor 

Jugendhilfe wurde für die Dauer von drei Jahren ein Trägerbudget vereinbart, um zum einen 

dem stetigen Anstieg der Jugendhilfekosten entgegenzuwirken und zum anderen einen 

geeigneten Rahmen zur Realisierung veränderter Hilfeformen zu schaffen. Eine veränderte 

Finanzierungsform, so die Annahme, begünstigt die Implementierung bedarfsgerechter, 

flexibler, am Klientenwillen orientierter Hilfen und eröffnet zudem Freiräume für Investitionen 

in primärpräventive, sozialräumliche Angebotsstrukturen. Im Gegensatz zu der bislang 

vorherrschenden Ausrichtung der Hilfsangebote an der Versäulung bzw. Paragraphenlogik 

des KJHG erleichtert eine Trägerbudgetierung, Hilfemaßnahmen gleichsam 'unter einem 

Dach' zu organisieren und damit die bestehende Versäulungslogik aufzulösen. Die Fallpraxis 

während der Modellphase zeigt, dass die genannten fachlichen Standards erreicht wurden, 

Hilfen bedarfsgerecht umgesteuert und neue, veränderte Hilfesettings geschaffen werden 

konnten. Eine Fortschreibung der zunehmenden Öffnung und Vernetzung der Hilfen zur 

Erziehung bedarf einer weiter zu optimierenden Finanzierungslogik, die entsprechende 

Gestaltungsfreiräume zulässt, ohne die Leistungsnormierungen des KJHG zu verletzen.  

Die Finanzierung soll für den Träger eine gewisse Planungssicherheit garantieren und die 

notwendigen Freiräume eröffnen, in primärpräventive, fallunspezifische Arbeit zu investieren, 

d.h. die Kalkulation muss so geartet sein, dass sie nicht ausschließlich auf interne 

Quersubventionierung der geleisteten modularisierten Hilfesettings abzielt, sondern auch 

und vor allem Anreize für Investitionen in den Sozialraum schafft.  

 

Moderne Jugendhilfeplanung befindet sich im Spannungsfeld der Forderung nach 

ökonomischer Effizienz auf der einen Seite und der Veränderung bzw. Zunahme des 

Hilfebedarfs auf Grund sich wandelnder Lebensbedingungen von Familien auf der anderen 

Seite. Um diesen Aspekten gerecht zu werden, bedarf es neuer Steuerungsmechanismen 

innerhalb der Hilfen zur Erziehung, die ein Kostenbewusstsein beim Leistungserbringer 

adressieren und gleichzeitig den Erhalt sozialpädagogischer Qualität bei ausweisbaren 

Standards garantieren.  

Die Implementierungsphase dieses Finanzierungsmodells wird vom Arbeitsbereich 

Soziologie 3 / Universität Augsburg (Prof. Dr. W. Schneider) wissenschaftlich begleitet. Die 

Evaluations-/Implementationsstudie verfolgt das Ziel, in enger Kooperation mit den an dem 

Prozess der Modellentwicklung und Implementierung beteiligten Akteuren – auf der Basis 

eines umfassenden Monitoring – Referenzpunkte wie Fachlichkeit, 

Organisationsveränderungen sowie Kosten-Nutzenbilanzierung zu prüfen, um so 

entsprechende konzeptionelle Fortschreibungen und Umsteuerungen während der Laufzeit 
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zu ermöglichen. Eine erste Auswertung der Kosten- und Fallentwicklung unter der 

Budgetierung konnte in Kooperation mit Frau Schäfer (Controlling des Amtes für Kinder, 

Jugend und Familie1) erfolgen. 

III Neue Orientierungen der Jugendhilfe – Bedarfsgerechte Hilfen 

statt Spezialisierung der Angebotsstrukturen 

 

Seit den 1990er Jahren lassen sich zwei Strömungen der Ausrichtung von Jugendhilfe 

identifizieren. Fachlich wurde die zunehmende Ausdifferenzierung der Hilfen zur Erziehung 

in den vergangenen Jahren bemängelt, die mit einer Spezialisierung der Angebotsstrukturen 

für verschiedene Zielgruppen auf der Basis bestimmter Methoden einherging und scheinbar 

losgelöst von der bisherigen Lebenswelt der Adressaten bestand. Diese Entwicklung führte 

zu einem von den Praktikern kritisierten Fehlen an bedarfsgerechten, an der Lebenswelt der 

Klienten orientierten Hilfen. 

Das Konzept der Lebensweltorientierung wurde bereits in den 1970er erstmals von Thiersch 

in den sozialpädagogischen Diskurs eingebracht (Thiersch 2005) und kann heute als 

zentrale theoretische und praktische Ausrichtung der sozialen Arbeit verstanden werden. Der 

verstehende Nachvollzug des Alltagshandelns der Klienten und deren je eigene 

Interpretation der Welt (Lamp 2007: 123) stellt die Basis der Hilfegestaltung dar. Das dafür 

notwendige systemische und lebensweltliche Fallverstehen orientiert sich in dieser Lesart an 

den lebensweltlich gegebenen Familienstrukturen und den damit einhergehenden 

Alltagsbeziehungen der Klienten. Das auf die Lebensweltbezüge der Klienten zielende 

pädagogische Handeln erfordert eine Verzahnung von stationären und ambulanten 

Angebotsstrukturen hin zu flexiblen Hilfen, die sich nicht ausschließlich an der im KJHG 

angelegten Versäulungslogik orientieren, sondern die dort vorgefundenen Hilfeformen 

bedarfsgerecht kombinieren, ohne dabei die durch das KJHG vorgegebene 

Leistungsnormierung der Hilfen zu berühren. 

Zu dieser – keineswegs neuen – Lebensweltorientierung kommt in der aktuellen Diskussion 

ein weiterer Aspekt hinzu: Jugendhilfe ist kein Selbstzweck, sondern ein gesellschaftlich 

finanziertes System zur Reduktion von familialen Belastungssituationen. Reformprozesse zur 

Modernisierung von Staat und Verwaltung tangieren deshalb auch den Bereich der sozialen 

Dienste (Dahm 2003: 42). Stetig steigende Kosten im Bereich der Jugendhilfe stehen dem 

Konsolidierungsdruck der öffentlichen Haushalte entgegen, weshalb im Rahmen der allseits 

konstatierten Mittelknappheit nach neuen Finanzierungsmodellen gesucht wurde und wird. 

                                                
1 Im Folgenden kurz 'Jugendamt' genannt. 
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Hier fand insofern ein Paradigmenwechsel in der sozialen Arbeit statt, als 

Wettbewerbselemente, wie bspw. Trägerkonkurrenz, das Feld bestimmen, gepaart mit 

neuen vertragsrechtlichen Beziehungen zwischen Dienstleistungserbringern und öffentlichen 

Kostenträgern (weiterführend vgl. z.B. Maykus 2006; Merten 2002; Pluto 2007). 

Im Zuge der (hier aus Platzgründen nur angedeuteten) Diskussionen um neue 

Steuerungsmodelle innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe zeichnete sich insgesamt immer 

deutlicher ein sozialraumorientierter Umbau der Hilfen zur Erziehung ab. Neben der damit 

einhergehenden Formulierung entsprechender fachlicher Standards fand dieser Umbau auch 

in der Entwicklung verschiedener Modelle sozialraumorientierter Finanzierungsformen 

seinen Niederschlag, die – sofern umgesetzt – jedoch teilweise zu recht ambivalenten 

Praxiserfahrungen und kontroversen Bewertungen führten.2  

Die allgemeinen Leitlinien der Sozialraumorientierung zielen – diesen Debatten und 

Erfahrungen folgend – auf: 

– Ressourcenmobilisierung,  

– stärkere Gewichtung fallunspezifischer Arbeit,  

– Budgetierung als Finanzierungslogik  

– Flexibilisierung der Organisationsstrukturen.  

Grundsätzlich steht hinter diesen Vorgaben und Modellen die Idee einer schnellen 

Implementierung flexibler, am Bedarf und am Willen der Klienten orientierter und im direkten 

Lebensumfeld von Kindern und Jugendlichen greifender Hilfemaßnahmen. 

Neue Orientierung der Jugendhilfe: 

Stetige Kostensteigerung und die zunehmende Ausdifferenzierung der Hilfeangebote führten 

zu einer Neuorientierung der Jugendhilfe. Konzepte der Lebenswelt- und 

Sozialraumorientierung, gepaart mit neuen Finanzierungsformen, sollen die Implementierung 

bedarfsgerechter, flexibler und am Klientenwillen orientierter Hilfen begünstigen. 

                                                
2 Im Rahmen einer veränderten finanziellen Gestaltung sozialräumlich orientierter Jugendhilfe 

müssen drei Aspekte berücksichtigt werden. Erstens darf Jugendhilfe grundsätzlich nicht 
'gedeckelt' werden, da der tatsächliche Bedarf der Leistungsberechtigten den Rechtsanspruch 
generiert (subjektives Recht). Zweitens darf das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsempfänger 
– z.B. durch 'Exklusivverträge' mit einem Träger – nicht verletzt werden. Drittens darf das das 
Recht auf Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) der freien Träger durch Exklusivverträge 
nicht eingeschränkt werden. Im Zuge der teilweise auch juristisch uneindeutigen Einschätzungen 
existieren bundesweit recht unterschiedliche praktische Vorgehensweisen, so dass manche 
Städte z.B. veränderte Finanzierungsformen auf einen ausgewiesenen Teil der Hilfen zur 
Erziehung beschränken, wie bspw. Tagesgruppen (Eylarduswerk der Diakonie Nord-West-
Deutschland), Fünf-Tage-Gruppen (Hessisches Diakoniezentrum Hephata e.V.), ambulante Hilfen 
(Lahn-Dill Kreis) (vgl. hierzu: EREV 2007).  
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IV Neue Augsburger Jugendhilfe: Trägerbudgetierung als ein 

Baustein 

Konzeptionelle Grundlagen der Trägerbudgetierung zur Umsetzung bedarfsgerechter, 

flexibler Hilfen 

Vor diesem Hintergrund und um den gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen gerecht 

zu werden, hat man sich in Augsburg für ein Trägerbudget entschieden, das in erster Linie 

als Planungsgröße – und keineswegs als 'Deckelung' der Jugendhilfe als solche – zu 

verstehen ist. Insofern geht es bei dem in Augsburg verfolgten Modell der 

'Trägerbudgetierung' weder um ein 'Sozialraumbudget' im Sinne der fixierten Vergabe aller 

im Sozialraum anfallenden Aufgaben an einen bzw. eine beschränkte Zahl von 

Leistungserbringern. Es besteht also kein Exklusivvertrag mit einem Träger, der andere freie 

Träger kategorisch ausschließt. Noch beschränken sich die Regelungen auf einzelne 

Hilfebereiche oder zielen gar bspw. allein auf abrechnungsrechtliche und 

abrechnungspraktische Umorganisationen der Wirtschaftlichen Jugendhilfe. Dem entgegen 

umfasst die in Augsburg verfolgte Leitidee zur Trägerbudgetierung vielmehr eine weiter 

greifende, grundlegende Neuorientierung der fachlichen Arbeit und der daran angepassten, 

entsprechend zu optimierenden Organisationsstrukturen – und zwar sowohl beim 

Leistungserbringer (hier St. Gregor-Jugendhilfe) wie in der Kooperation zwischen 

Leistungserbringer und Leistungsträger (hier Jugendamt). 

Konkret: Im Gegensatz zu der bislang vorherrschenden ausschließlichen Ausrichtung der 

Hilfsangebote an der Versäulung bzw. Paragraphenlogik3 des KJHG erleichtert eine 

Trägerbudgetierung, Hilfemaßnahmen gleichsam 'unter einem Dach' zu organisieren und 

damit die im KJHG benannten Hilfeleistungen bedarfsrecht anzuwenden bzw. zu 

kombinieren. Dabei kann unter der Zuständigkeit eines Betreuers bzw. Betreuungsteams 

zeitnaher, effektiver und effizienter als bisher – den spezifischen Problemlagen der Klientel 

folgend – zwischen den verschiedenen Betreuungsmodulen der jeweiligen Hilfebereiche 

(ambulant, teilstationär, stationär) gewechselt bzw. diese miteinander kombiniert werden.  

Der Konzeption der St. Gregor-Jugendhilfe zufolge ist dieser angestrebte, möglichst 

'wirkungsvolle' Einsatz von Ressourcen durch  

                                                
3 Die Auslegung der Gesetzeslage führte in der Vergangenheit zu einer ausschließlichen 

Orientierung der Hilfeformen an den jeweiligen Paragraphen. Eine Modularisierung oder 
Kombination von Hilfen wurde bislang nicht oder nur in ausgewiesenen Einzelfällen praktiziert. 
Unter der Trägerbudgetierung kann der Interpretationsrahmen des KJHG erweitert werden, da die 
Abrechnungslogik nicht länger strikt der Paragraphenlogik folgt. Mischformen werden – unter 
Beibehaltung vorgegebener Leistungsnormierungen – grundsätzlich möglich.  
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– einen konsequenten Sozialraumbezug, 

– der damit verbundenen Flexibilität/Verantwortlichkeit der MitarbeiterInnen vor Ort  

– sowie den dabei zu berücksichtigenden 'Willen des Klienten' 

zu gewährleisten. Nur so kann die schnelle und maßgeschneiderte Entwicklung und 

Umsetzung von Hilfemaßnahmen in der Fallarbeit, orientiert an den lebensweltlichen 

Belangen und Bedarfen der Klienten, sichergestellt werden.  

Fachlicher Ansatz der Augsburger Jugendhilfe 

Der fachliche Ansatz des Leistungserbringers bzw. des Budgetträgers (St. Gregor-

Jugendhilfe) entspricht weitestgehend den – von der Stadt Augsburg herausgegebenen – 

Jugendhilfe-Leitlinien und wird durch die Finanzierungsregelung des Trägerbudgets flankiert. 

Die Leitlinien der Stadt Augsburg zur neuen Jugendhilfe sind im Einzelnen durch folgende 

Schlagworte charakterisiert (vgl. hierzu Jugendbericht Augsburg 2005):  

– Ressourcenorientierung,  

– vom Betroffenen zum Beteiligten,  

– Sozialraumverantwortung,  

– Flexibilisierung,  

– Interkulturalität,  

– ehrenamtliches Engagement. 

Mit der Budgetierung entsteht für den Leistungserbringer wie für den Leistungsträger ein 

planungssicherer organisatorischer Rahmen, der in der konkreten Praxis vor Ort die gezielte 

Bereitstellung bedarfsgerechter Hilfen überhaupt erst ermöglicht. Das Aufbrechen der 

primären Orientierung an abrechnungsrechtlichen Fragen und der damit verbundenen 

Fixierungen auf unterschiedliche Betreuungszuständigkeiten ist verbunden mit einem 

Wechsel der bisherigen – auf Einnahmesicherung zielenden – Logik der 'Fallproduktion' hin 

zu einer Logik der möglichst effizienten Fallsteuerung oder gar Fallvermeidung. Wirksamere 

fallbezogene Hilfemaßnahmen und damit einhergehende nachhaltige Optimierungseffekte 

können Ressourcen freisetzen, die dann ggf. als fallübergreifende bzw. fallunspezifische 

Maßnahmen zur Prävention mittel- und langfristig im sozialen Bereich als die beste Form der 

Kostenkontrolle einen möglichen weiteren Anstieg der Jugendhilfekosten vermeiden helfen. 

Der 'Augsburger Weg': 

Die Konzeption und fachliche Ausrichtung der St. Gregor-Jugendhilfe adressiert effizienten 
Ressourceneinsatz durch flexiblen Personaleinsatz, Sozialraumbezug und Orientierung am 
Klientenwillen. 
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Leitlinien der neuen Augsburger Jugendhilfe fordern konsequente Ressourcen- und 

Sozialraumorientierung, Flexibilisierung der Hilfen, Interkulturalität, ehrenamtliches 
Engagement sowie die Aktivierung der Klienten.  

Das Trägerbudget wird als geeignete Finanzierungsform gesehen, finanzielle Freiräume des 
Trägers, die durch einen flexiblen Ressourceneinsatz zu erwarten sind, in primärpräventive 
Angebote zu reinvestieren und so zu einer sozialraumbezogenen Verbesserung der 
lebensweltlichen Ressourcen der Klienten beizutragen. 

 

Eckpunkte der Vereinbarung / wesentliche Zielvorgaben zur Trägerbudgetierung sind:  

• möglichst bedarfsorientierte Nutzung der bestehenden Hilfeleistungen des KJHG im 
Sinne einer Modularisierung und/oder Kombination der Hilfen; 

• ökonomische Effizienz durch Flexibilisierung und konsequente Orientierung an den 
Ressourcen, Bedarfen und Willen des Klienten; 

• Re-Investition der erwirtschafteten Freiräume in primärpräventive, sozialräumliche 
Angebote mit dem Ziel der qualitativen und quantitativen Verbesserung der 
Jugendhilfeleistungen. 

 

Zielorientierung der Begleitstudie: 

Die Studie orientiert sich vorrangig an der wissenschaftlichen Begleitung und formativen 

Evaluation der Entwicklung und Umsetzung des Modellprojekts 'Trägerbudgetierung’. Sie soll 

dabei zum einen – weil in wesentlichen Teilen von den feldexternen Akteuren des 

Evaluationsteams durchgeführt – eine 'distante' Beobachtungs- und Diagnosefunktion 

erfüllen. Zum anderen ist der methodische Zugriff auf die Umsetzung des Modellprojekts 

'Trägerbudgetierung' jedoch so angelegt, dass so weit wie möglich die Innenperspektiven 

des Feldes systematisch erfasst werden. Dabei sind die erhobenen Befunde noch während 

des laufenden Prozesses an die feldinternen Akteure (St. Gregor-Jugendhilfe, Jugendamt, 

ASD) ‘zurückzugeben’, so dass die Bewertung der Befunde hinsichtlich der weiteren 

Ausgestaltung der Betreuungs- und Organisationspraxis gemeinsam vorgenommen werden 

kann (Vermittlungsfunktion). 

V Umsetzung bedarfsgerechter, flexibler Hilfen 

 

Vom Fall zum Angebot: der Umbau der Angebotsstrukturen  

Der Umbau der Angebotsstrukturen orientierte sich nicht an einer an theoretischen oder 

ökonomischen Anforderungen geführten Diskussion zur Schaffung neuer Angebote, sondern 
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stellte den Fall mit seinen je eigenen Bedarfs- und Bedürfnislogiken ins Zentrum der 

Neuorientierung. Konsequent folgte man der Fragestellung nach der Passgenauigkeit der 

Bedarfe des Klienten und bestehender Angebotsstrukturen.  

Mit Blick auf die bereits abgeschlossenen Fälle vor der Trägerbudgetierung, die sog. Altfälle, 

wurde gemäß der damaligen Jugendhilfepraxis der Fall in der Regel in ein bestehendes 

Angebot eingepasst. Damit beeinflussten auch solche Elemente der Hilfe die Fallpraxis und 

den Hilfeverlauf, die, wenngleich aus Sicht der Klienten oder Betreuer nicht unbedingt hierfür 

erforderliche, aber gegebene Bestandteile der Hilfeform waren. Dies galt es mit der 

Einführung der Budgetierung ebenso zu vermeiden, wie es auch zu keinen ad hoc 

Entscheidungen für neue, bedarfsgerechte und flexible Hilfeformen kommen sollte, die 

Flexibilisierung um ihrer selbst willen betreiben. Stattdessen war das Ziel, mit Beginn 2007 

die bis dato bestehenden Fälle nur soweit wie möglich und sinnvoll in ein bedarfsgerechtes 

Hilfeangebot zu überführen. 

Zu Beginn der Budgetierung im Januar 2007 sollte in einem ersten Schritt geprüft werden, 

inwiefern die bereits bestehenden sog. Übergangsfälle4 in veränderte bzw. neue Angebote 

überführt werden können. Mit einer leitfadengestützten Befragung sämtlicher 

fallverantwortlicher MitarbeiterInnen durch die Fallberater sollten umsteuerbare Fälle 

identifiziert und in einem zweiten Schritt – in Absprache mit dem ASD – in das veränderte 

Betreuungssetting überführt werden. Hier wurde schnell deutlich, dass im Bereich der HPT 

ein erheblicher Bedarf, insbesondere der Reduktion von Betreuungstagen, identifiziert 

werden konnte. Die MitarbeiterInnen beklagten, dass Vorgaben der Wirtschaftlichkeit dieser 

Hilfeform nicht immer den tatsächlichen Bedarfen und Bedürfnissen der jeweiligen Familien 

entsprachen. Nur bei einer dauerhaften Belegung der HPT-Plätze waren die Einnahmen 

sicher gestellt. Der Umgang mit Fehlzeiten5 auf der Gruppe erfolgte, auf Grund der Vorgaben 

seitens der Wirtschaftlichen Jugendhilfe, restriktiv, so dass ggf. viele Fehlzeiten zu einer 

Beendigung der Hilfe seitens des Kostenträgers führen konnten. Zudem war eine 

intensivierte Elternarbeit in diesem Bereich nur marginal möglich. Die Option, einen Teil der 

Hilfe in der Familie zu gewähren, bestand nicht. Teilstationäre und ambulante Hilfeformen 

schlossen und schließen sich außerhalb der Budgetierung und der damit verbundenen 

Interpretation des KJHG weitgehend aus. Die Modularisierung der einzelnen Hilfen eröffnete 

hingegen die Möglichkeit, einzelne, fallrelevante Teilhilfen zu bedienen und auf dieser Basis 

                                                
4 Die Einführung der Budgetierung in die laufende Fallarbeit führte zu grundsätzlichen 

Überlegungen, wie mit den – nach der Versäulungslogik verbeschiedenen – Fällen zu verfahren 
sei. Da hier die Annahme bestand, dass ein Teil der Fälle in bedarfsgerechte, flexible 
Hilfeangebote zu überführen sei, wählte man den Begriff 'Übergangsfälle' und grenzte sie somit 
von abgeschlossenen Altfällen und den in 2007 begonnenen Neufällen begrifflich ab.  

5 Unter Fehlzeiten werden, neben krankheitsbedingten Fehltagen, z.B. auch der Besuch eines 
Vereins bezeichnet. In der Regel durften 30 Tage pro Kalenderjahr nicht überschritten werden.  
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mit den bestehenden Angebotsstrukturen bedarfsangemessene veränderte Hilfen zu 

„basteln“, ohne jedoch die Leistungsnormierungen des KJHG zu unterlaufen. .  

Für den stationären Bereich ergab sich ein ähnliches Bild. Auch hier war das 

Betreuungssetting von den Vorgaben der bestehenden Entgeltvereinbarungen bestimmt. 

Flexible Betreuungszeiten gab es praktisch nicht, das Ende einer stationären Maßnahme 

richtete sich in der Regel nach formellen Vorgaben, wie das Ende eines Schuljahres oder 

den Übertritt in eine Ausbildung. Sanfte, stufenweise Rückführungen mit begleiteter 

ambulanter Hilfe, waren auf Grund des bereits genannten Ausschlusses dieser Hilfen nicht 

oder nur in sehr engen Grenzen möglich. Die Analyse der Übergangsfälle ergab, dass hier in 

Einzelfällen erheblicher Handlungsbedarf bestand. 

Ein konkretes Beispiel für eine entsprechende Umsteuerung im stationären Bereich bietet ein 

vollstationärer Fall, der nach einer genauen Bedarfsanalyse in ein auf Wochenendbetreuung 

reduziertes Angebot überführt werden konnte. Nach Rücksprache mit den Beteiligten zeigte 

sich, dass die Problemlage, die zu der stationären Hilfe führte, tatsächlich auf die 

Familiensituation am Wochenende beschränkt war, unter der Woche jedoch kein Bedarf für 

eine Unterbringung über Tag und Nacht bestand. Sichergestellt blieb, dass bei krisenhaften 

Entwicklungen der Jugendlichen jederzeit, auch kurzfristig, an Wochentagen stationär 

aufgenommen werden konnte. Zur weiteren Unterstützung hätte darüber hinaus auch eine 

ambulante Hilfe installiert werden können, wobei dies nach Beendigung der Hilfe jedoch 

bislang als nicht notwendig erschien.  

Im Bereich der ambulanten Hilfen zeichneten sich die Fälle in der Perspektive der 

professionellen Akteure auch bereits unter der 'alten' Versäulungslogik durch ein hohes Maß 

an Flexibilisierung aus, da hier die Hilfe immer schon vor Ort, in den Familien erbracht wurde 

und situativ auf gegebene Veränderungen reagiert werden musste. Eine Umsteuerung in 

diesem Bereich adressierte in erster Linie den Einbezug gegebener sozialräumlicher 

Angebote sowie die Überführung der Hilfe in ein Regelangebot. 

Jedoch unterscheidet sich die professionelle Perspektive auf die Art und den Umfang der 

geleisteten Hilfe – und damit auch auf die Möglichkeiten und Grenzen der Umsteuerung bzw. 

Flexibilisierung – im ambulanten Bereich entlang der Gliederung der Fälle in freiwilligen 

Leistungsbereich, Grau- und Gefährdungsbereich gemäß des sog. „Lüttringhausschemas“.6 

                                                
6 Die Arbeitsbereiche der Jugendhilfe werden nach Lüttringhaus entlang des Grades der 

Freiwilligkeit des Kontaktes definiert. Im freiwilligen Leistungsbereich handelt es sich um ein 
professionelles Unterstützungsmanagement, dessen Ausgangspunkt der Wille des Klienten 
darstellt. Auf der Basis der vereinbarten Ziele kommt es zu einer Art Kontrakt zwischen den 
Beteiligten. Im Graubereich liegen Verdachtsmomente für eine eventuelle Kindeswohlgefährdung 
vor, das Jugendamt erteilt Aufträge, die verpflichtenden Charakter haben. Kommt es zu einer 
Verschlechterung der Situation erfolgt ein Antrag bei Gericht. Der Gefährdungsbereich stellt einen 
Zwangskontakt dar. Handlungsgrundlage ist hier die Ausübung des 'Wächteramtes'. Das 
Jugendamt erteilt Auflagen an die Sorgeberechtigten, bei deren Zuwiderhandlung am Ende der 
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Während im freiwilligen Leistungsbereich der Wille und die Mitwirkungsbereitschaft der 

Klienten handlungsleitend sind, adressiert der Grau- und Gefährdungsbereich klare 

Abklärungs- und Kontrollaufträge an die Jugendhilfe. Die Einhaltung von Auflagen und 

Aufträgen der Sorgeberechtigten zur Gewährung des Kindeswohls stellt zunächst die Basis 

professionellen Handelns dar, ohne erweiterte Hilfeangebote grundsätzlich auszuschließen.7 

Kontrolle bedeutet in dieser Lesart, dem Bedarf dadurch gerecht zu werden, dass 

gefährdendes Verhalten der Klienten deshalb nicht gezeigt werden kann, weil dessen 

Vermeidung regelmäßig geprüft wird. Werden die Auflagen und letztlich die Aufträge von 

dem Sorgeberechtigten nicht eingehalten, kann die Herausnahme der Kinder aus der Familie 

bzw. der Entzug des Sorgerechts angedroht bzw. vollzogen werden.  

Bei Neufällen gilt generell, dass die Entscheidung des fallführenden ASD-Mitarbeiters für 

einen Träger von den vorgehaltenen Angebotsstrukturen und den Erwartungen an den 

Hilfeerbringer abhängt. Deshalb liegt die Annahme nahe, dass die Möglichkeit der 

Umsetzung bedarfsgerechter, flexibler Hilfegebote zwangsläufig (und als intendierten Effekt) 

eine andere Erwartungshaltung sowie verändertes 'Nachfrageverhalten' des ASD generiert. 

Empirisch zu fragen ist demnach, welche Rolle – unter der Trägerbudgetierung und den 

damit einhergehenden Flexibilisierungsmöglichkeiten – die als verfügbar wahrgenommenen 

Handlungsoptionen bei der Hilfegestaltung bereits zu Beginn einer Hilfemaßnahme spielen. 

Kooperation mit dem ASD 

In diesem Zusammenhang wurden im Mai 2007 Mitarbeiterinnen des ASD zu ihren 

Erwartungen an die Trägerbudgetierung befragt. Die Möglichkeit, Hilfen flexibel an den 

Bedarfen der betroffenen Familien zu orientieren, wurde als Notwendigkeit moderner 

Jugendhilfepraxis gesehen. Wie eine Umsetzung konkret aussehen könnte und die Frage, 

welche rechtlichen Grenzen dem möglicherweise entgegenstehen, dominierte zunächst noch 

die Erwartungshaltung der Mitarbeiterinnen. In der Praxis zeigte sich jedoch bald, dass die 

angestrebten Veränderungen auch auf der Ebene der Wirtschaftlichen Jugendhilfe 

Entsprechung fanden, d.h. neue Formen der (juristisch adäquaten) Verbescheidung gesucht 

und gefunden wurden.  

Die Entscheidung seitens der ASD-MitarbeiterInnen für den Budgetträger bei der 

Fallbetreuung fand zum Zeitpunkt der Erhebung (also kurz nach Einführung des 

                                                                                                                                                   
Entzug der elterlichen Sorge steht (vgl. hierzu Skript interne Fortbildung: Der Fall im Feld“ vom 
04.02.2006). 

7 Besteht seitens der Sorgeberechtigen in diesen Fällen ein Bedürfnis nach erweiterter Hilfe, 
insbesondere der Hilfestellung und Anleitung in problematisch empfundenen Alltagssituationen, 
kann der Kontrollauftrag um diese Hilfeaspekte ergänzt werden. Wünschen Eltern jedoch keine 
professionelle Unterstützung, beschränkt sich die Hilfe auf die Kontrolle der erteilten Auflagen und 
Aufträge. 
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Trägerbudgets) in der Regel aufgrund von Abwägungen zu folgenden drei Bereichen statt. 

Erstens wurde der Budgetträger angefragt, wenn im Rahmen eines Clearings, welches unter 

der Budgetierung auf der Basis einer ambulanten Hilfe installiert wurde, die Entscheidung für 

die geeignete Hilfeart noch offen war. In diesem Rahmen sollte vom Träger der Bedarf der 

Familie eruiert und mögliche Ziele erarbeitet werden. Dabei zeigte sich, dass nicht alle dieser 

Clearings in ein Jugendhilfeangebot mündeten, vielmehr konnte bereits während dieser 

Phase die Situation so bearbeitet werden, dass ein Regelangebot genutzt werden konnte 

oder die Aktivierung der Selbsthilfepotentiale zur Überwindung der Problemlage genutzt 

wurden. Zweitens führten intensivierte Elternarbeit oder familientherapeutische 

Ergänzungsleistungen im Sinne eines „alles unter einem Dach“-Angebots zu einer Anfrage 

beim Budgetträger. Schließlich generierte das Fehlen alternativer sozialräumlicher Angebote 

sowie die Idee für eine „neue“ Hilfeform eine Anfrage. 

Vor dem Hintergrund der im Jahresverlauf entstandenen engen Kooperationsbeziehungen 

zwischen ASD und Träger darf aus der Perspektive des ASD allerdings nicht aus dem Blick 

geraten, dass die Steuerungshoheit eindeutig beim ASD zu verorten ist. Wird eine neue Hilfe 

„gestrickt“, so die Aussage einer interviewten ASD-Mitarbeiterin, bleiben beide Nadeln in 

Händen des ASD, denn, so die Annahme, mit je einer Nadel könne schließlich gar nicht 

mehr oder nur noch schlecht gestrickt werden. Das meint: Die Verantwortung für die 

Hilfegestaltung liegt letztlich beim ASD, dennoch bedarf es in der Umsetzung und 

inhaltlichen Ausgestaltung der engen Koordination mit dem Budgetträger.  

Generell hängen die Erfahrungen mit dem Budgetträger nach Ansicht der ASD-

Mitarbeiterinnen eng mit dem Konzept der Sozialraumpartnerschaft zusammen, da es hier zu 

einer einseitigen Auslastung des Trägers innerhalb der Sozialraumpartnerschaft kommt, die 

neben der kollegialen Beratung im Rahmen der Fachteams, eine Mitverantwortung für die 

entsprechende Sozialregion adressiert. In den Sozialraumteams des ASD, so die 

Vermutung, fällt die Entscheidung der jeweils fallführenden MitarbeiterInnen für den 

Budgetträger, dort wo er als Sozialraumpartner fungiert, (durchaus auch konzeptionell 

gewollt) eher positiv aus. Daraus könnte möglicherweise für andere ASD-Teams eine 

strukturelle Benachteiligung entstehen, wenn aufgrund von Auslastungen des Budgetträgers 

kaum noch Möglichkeiten des Zugriffs auf flexible Angebotsstrukturen bestünden und so 

auch keine Erfahrungswerte und Kenntnisse über die bestehenden Angebote zu erlangen 

sind.8 Insgesamt – so die Erfahrungen der ASD-Mitarbeiterinnen – forciert das Thema 

'Budgetierung' generell ein Umdenken in der Hilfegestaltung, auch im Austausch mit anderen 

                                                
8 Inwiefern solche Befürchtungen berechtigt sind, bedarf in der Tat einer weiteren Beobachtung in 

2008 und 2009. Eine erste Auswertung der sozialräumlichen Verteilung der Hilfen in 2007 zeigt 
bislang allerdings keine Auffälligkeiten hinsichtlich Präferenzen bei der Auswahl des 
Budgetträgers dort, wo er als Sozialraumpartner fungiert (siehe Kapitel VIII). 



13 
 

freien Jugendhilfeträgern. Im Rahmen gesetzlicher Vorgaben wurde seitens des ASD bereits 

der Versuch unternommen, veränderte Hilfesettings auch in Kooperation mit anderen 

Trägern zu schaffen. 

Veränderte Hilfeangebote 

Konkreter auf die verschiedenen bisherigen Hilfebereiche bezogen, lassen sich folgende 

Änderungen in der Wahrnehmung der Hilfe-Angebotsstruktur festhalten: Im Bereich der HPT 

wurde eine Reihe von Fällen mit intensiviertem Bedarf an Elternarbeit oder flexiblen 

Betreuungszeiten bzw. mit Einbezug von Regelangeboten vom ASD angefragt und vom 

Träger realisiert. Im stationären Bereich fehlte es vor der Trägerbudgetierung an 

Möglichkeiten, im Falle einer akuten Gefährdung des Kindeswohls die Bindung zwischen 

Mutter und Kind aufrechtzuerhalten. Denn in der Regel führte eine Inobhutnahme zu einer 

temporären Trennung von Mutter und Kind, die zur Bewältigung der bestehenden Krise, die 

oftmals die Basis der Gefährdung darstellte, ausreichend in den Blick zu nehmen oder 

professionell angeleitet akut zu bearbeiten. In Kooperation mit dem Budgetträger gelang es 

den MitarbeiterInnen des ASD hier neue Wege zu beschreiten, wie das Beispiel einer 

Inobhutnahme des Kindes mit gleichzeitiger Aufnahme der Mutter zeigt. 

Die Inobhutnahme des Kindes mit gleichzeitiger Aufnahme der Mutter in einer stationären 

Einrichtung des Budgetträgers erwiesen sich in einem Fall als bislang recht erfolgreiche 

Maßnahme. Zum einen konnte die Gefährdung für das Kind bewältigt werden und die 

Bindung zwischen Mutter und Kind dennoch bestehen bleiben, zum anderen wurde die akute 

Krise der Familie unter professioneller Anleitung überwunden. Denn anders als bei Mutter-

Kind-Heimen, die keine Betreuung des Kindes über Tag und Nacht durch MitarbeiterInnen 

der Einrichtung gewährleisten, kann in der stationären Einrichtung der 'betreute Balanceakt' 

zwischen Trennung und Nähe von Mutter und Kind geleistet werden. Damit werden 

einerseits notwendige Freiräume auch und vor allem für die Mutter geschaffen, andererseits 

bleibt der Mutter der eigene Wohnraum erhalten, und professionelle Unterstützungsangebote 

und Ressourcenaktivierung beschleunigen letztlich eine nachhaltige Rückführung. 

Im ambulanten Bereich erwarten die MitarbeiterInnen des ASD Entlastung durch die 

Implementierung sozialer Gruppenangebote mit primärpräventivem Charakter. Identifizierte 

Problemlagen adressieren oftmals noch kein klassisches Jugendhilfeangebot im Sinne der 

Hilfen zur Erziehung, vielmehr besteht eine diffuse Bedarfslage von Eltern in prekären 

Lebenssituationen mit Problem generierendem Charakter. Die Anbindung der Betroffenen 

mit ähnlicher Problemkonstellation an ein bestehendes Jugendhilfeangebot stellt einen 

niederschwelligen Zugang zu diesem Personenkreis dar, der die Bewältigung der prekären 

Lebenssituationen entscheidend unterstützen kann. 
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Vor diesem Hintergrund lassen sich auch im ambulanten Bereich einige Beispiele für die 

Wahrnehmung und Umsetzung solcher Hilfeangebote benennen: Bspw. entstand so in 

Kooperation mit dem Budgetträger – ausgehend von einer bestehenden ambulanten Hilfe – 

eine Müttergruppe, die den o.a. Anforderungen entspricht. Neben der Hilfeempfängerin 

partizipieren Mütter in ähnlichen Lebenslagen von der professionellen Anleitung der Gruppe, 

wobei gerade solche positiven Gruppenerfahrungen die Teilnehmerinnen individuell stärken 

und bestehende Barrieren der gesellschaftlichen Kontaktaufnahme abzubauen helfen. Über 

die Müttergruppe hinaus bestehen in den Räumen der St. Gregor-Jugendhilfe eine 

Krabbelgruppe, eine Fußballgruppe und eine HipHop-Gruppe. Diese hausinternen Angebote 

stellen einen niederschwelligen Zugang für jene Betroffene dar, denen es aus verschiedenen 

Gründen schwer fällt, bestehende allgemeine Angebote im Sozialraum (von Vereinen etc.) 

wahrzunehmen. Oft genug stehen die prekären Lebensverhältnisse der Klienten 

einschließlich mangelnder psychosozialer Kompetenzen einer Partizipation an gängigen 

Freizeitaktivitäten entgegen, so dass hausinterne Freizeitangebote, wie die Fußballgruppe 

für Kinder und Jugendliche, hierfür einen Ausgleich schaffen und damit auch die 

Hemmschwelle gegenüber Jugendhilfe-Einrichtungen minimieren. Mittelfristig sollte eine 

Überführung aus hausinternen Angebotsstrukturen in Regelangebote des jeweiligen 

Sozialraums angestrebt werden, um den Sozialraum als Ressource für die Klienten zu 

erschließen.  

Fallunspezifische Arbeit 

Eine andere Bedarfslage adressiert die fallunabhängige Implementierung sozialer 

Gruppenangebote mit primärpräventivem Charakter im Sozialraum. Auch hier soll nach 

Möglichkeit ein niederschwelliger Zugangsweg eröffnet werden, gleichzeitig erhofft man sich, 

im Sinne einer Primärprävention auf mögliche professionelle Hilfestellungen aufmerksam zu 

machen. Bspw. wurde in der Ziegeleistraße in Inningen vor ca. einem Jahr ein sog. 

Familienbüro errichtet, das Familien unterstützend in Fragen der Jugendhilfe und 

angrenzender Leistungsträger zur Verfügung stehen soll. In der Vergangenheit wurde dieses 

Angebot jedoch kaum genutzt. Die Präsenzzeiten der Mitarbeiterin sind mit ca. 2 

Wochenstunden vergleichsweise gering, zudem besteht die Vermutung seitens des 

Evaluationsteams, dass die Mitarbeiterin – auf Grund ihrer ambulanten Tätigkeit bei 

ortsansässigen Familien – vom Klientel im Kontext des Jugendamtes verortet wird und somit 

implizit – d.h. auf symbolischer Ebene infolge 'falscher' Zurechnung seitens der Klienten – 

ein hochschwelliger Zugangsweg geschaffen wurde. Recherchen im Sozialraum des 

Familienbüros zeigten darüber hinaus eine geringe Kenntnis dieses Angebots bei den 

befragten Anwohnern, zudem scheinen in diesem Fall die Angebotsstrukturen nicht für die 
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Anwohner erkennbar ihren Bedürfnissen zu entsprechen.9 Mit einem Familiencafe in 

Göggingen wird bspw. seit Januar 2008 versucht, Familien aus der sozialen Isolation zu 

helfen und Hilfestellung für bestehende Problemlagen zu geben. Weitere Angebote dieser 

Art wurden und werden vom ASD beim Budgetträger angefragt und sollen im Zeitraum 

2008/2009 im Rahmen der Begleitstudie entsprechend beobachtet werden. 

Umbau der Angebotsstrukturen beim Budgetträger: 

Mit Einführung des Trägerbudgets wurde – gegenüber der Praxis der sog. Altfälle – bereits 

bei den Übergangsfällen (über das Einführungsdatum hinweg betreute Fälle) sowie 

insbesondere bei den Neufällen (Beginn in 2007) eine genaue Bedarfsanalyse erstellt und 

die Möglichkeit der Umsteuerung gemäß den verfügbaren flexibilisierten Angebotsstrukturen 

geprüft. Neufälle standen somit vor vornherein unter dem Primat bedarfsgerechter Hilfen, die 

in verschiedenen Hilfebereichen (von stationär bis ambulant) – exemplarisch zu 

verdeutlichen an jeweiligen Beispielfällen – umgesetzt werden konnten. 

VI Der Weg ins Case-Management 

Konzeptionelle Grundlagen der Jugendhilfe Augsburg: Anforderungen an 

professionelles Handeln  

In der Handreichung zur neuen Jugendhilfe Augsburg werden die Bausteine einer subjekt- 

und lebensweltorientierten Jugendhilfe benannt. Aus den konzeptionellen Leitideen der 

Ressourcenorientierung, Sozialraumverantwortung, vom Betroffenen zum Beteiligen 

erwächst ein verändertes Anforderungsprofil an die Professionen der Jugendhilfe. Neben der 

fallbezogenen Arbeit mit dem Klienten steht hinter diesen Ideen eine Ausrichtung des 

Handelns auf den (lebensweltlichen) Raum der Klienten und den darin vorgefundenen 

Ressourcen und Gegebenheiten.  

Gerade im Kontext von Jugendhilfe begegnet man zunehmend Familien in prekären 

Lebenssituationen, deren Lebenswelt geprägt ist von Armut, der Abhängigkeit von 

staatlichen Transferleistungen, damit verbundenen reduzierten Partizipationsmöglichkeiten 

am gesellschaftlichen Leben. Fehlen Voraussetzungen zur Partizipation, um damit 

drohenden oder bereits eingetretenen Exklusionsprozessen entgegenzuwirken, sind oftmals 

Rückzug in den häuslichen Bereich und soziale Isolation bis hin zu psychischen Problemen 

die zwangsläufige Folge.  

                                                
9 So berichteten Anwohner auf Nachfrage, statt eine Einrichtung aufzusuchen lieber Hilfe bei 

Antragstellungen oder Beratungen in einem geschützten Rahmen – in der eigenen Wohnung oder 
bei bekannten Nachbarn – wahrnehmen zu wollen. 
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Mit dem Konzept der Sozialraumverantwortung gewinnt für Jugendhilfe der Lebensraum der 

Betroffenen, das direkte Wohnumfeld an Bedeutung. Es adressiert in dieser Lesart ein 

Verständnis von Lebenswelt als Möglichkeitsraum primärpräventiver Interventionen zur 

Verbesserung des Lebensraums der Betroffenen. Dabei ist sozialraumorientierte Arbeit nicht 

nebenher zu leisten, sondern sie ist immer schon als unabdingbarer Bestandteil 

professionellen Handelns zu verstehen.  

Eine Abkehr von ausschließlich fallspezifischer Hilfegestaltung verändert die Anforderungen 

an die Profession. In diesem Sinne sind flexible Erziehungshilfen als ein um den Einzelfall 

organisiertes Jugendhilfeangebot zu verstehen, das dem Bedarf der Klienten entspricht und 

flexible, den Entwicklungen und Entscheidungen der Klienten angepasste, – soweit wie 

möglich – in deren sozialräumliche und lebensweltliche Bezüge eingestellte Hilfesettings 

beinhaltet.  

Für den/die fallverantwortliche/n MitarbeiterIn beim Budgetträger ergeben sich hieraus 

folgende Aufgabenstellungen: 

– Bedarfsermittlung und Steuerung im Fallverlauf entsprechen in diesem Verständnis 

dem Willen des Klienten. 

– Adressiert ist hier eine aufsuchende Sozialarbeit, die bei bestehendem Bedarf um 

stationäre und teilstationäre Angebote ergänzt werden kann. 

– Im Mittelpunkt sozialpädagogischer Bemühungen stehen die Ressourcenaktivierung 

und eine sozialräumliche Ausrichtung der Hilfen, insbesondere die Überführung von 

Jugendhilfeangeboten in Regelangebote. 

– Zielvereinbarungen sind nicht allgemein zu formulieren, sondern sollen terminiert, 

erreichbar, überprüfbar und messbar sein. Sie sind für beide Seiten gleichermaßen 

verpflichtend. 

– Neben der pädagogischen Arbeit mit den Klienten sind fallbezogene 

Unterstützungsleistungen wie Kontakte mit vor- und nachrangigen Leistungsträgern, 

Schulen und Ausbildungsstätten, Vermietern, anderen Fachstellen und 

Beratungsangeboten zu erbringen (fallübergreifende Arbeit). 

– Eine konsequente Sozialraumorientierung der Jugendhilfe erfordert zu dem die 

Implementierung sozialer Gruppenangebote mit primärpräventivem Charakter 

(fallunspezifische Arbeit). 

Auf allgemeiner konzeptioneller Ebene sind hierbei folgende Aspekte zu beachten: 

Sozialarbeiter befinden sich im Spannungsfeld zunehmender Ökonomisierung der sozialen 

Bereiche und der Forderung nach einer lebensweltorientierten Sozialarbeit (vgl. Kleve 2006: 
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43). Die neue Kundenorientierung der freien Jugendhilfeträger am Auftraggeber 'Jugendamt' 

adressiert eine Ausrichtung professionellen Handelns an quantifizierbaren Erfolgsindikatoren 

wie den Grad der Zielerreichung und der Nachhaltigkeit der Hilfe bei gleichzeitiger 

Verringerung der Kosten. Im scheinbaren Widerspruch dazu steht die Prozessorientierung 

einer am Willen und Bedarf der Klienten ausgerichteten sozialpädagogischen Praxis. Mit 

dem Konzept des 'Case-Management' soll hier ein „sowohl als auch“ realisiert werden (ebd.: 

44). 'Case-Management' in der sozialen Arbeit verknüpft formelle professionelle 

Hilfsangebote mit informellen, nicht professionellen, lebensweltlichen Hilfen. In Anlehnung an 

das, für die deutsche Sozialgesetzgebung gültige Subsidiaritätsprinzip soll professionelle 

Hilfe erst dann geleistet werden, wenn private, lebensweltliche Unterstützungsmöglichkeiten 

fehlen bzw. temporär nicht verfügbar sind (ebd.: 46). Dem Sozialarbeiter als Case-Manager 

eröffnen sich – neben der originär sozialpädagogischen Fallpraxis im Sinne eines 

therapeutischen Settings – neue Handlungsdimensionen, indem nun persönliche 

Ressourcen der Klienten, soziale Ressourcen der privaten Lebenswelt und soziale 

Ressourcen im Sozialraum identifiziert und nutzbar gemacht werden sollen. Beratung, 

Unterstützung und Vermittlung stehen gleichwertig nebeneinander und sind bedarfsorientiert 

und fallbezogen einzusetzen. Die Beseitigung akuter Notlagen, die Verbesserung 

benachteiligender Strukturen zur Erhöhung der Partizipationsmöglichkeiten der Klientel, die 

Schaffung neuer Unterstützungssysteme und die Aktivierung vorgefundener Ressourcen 

erfordern eine genaue Kenntnis der soziokulturellen Umgebung der Klienten. In der 

Konsequenz stehen so fallspezifische Anteile sozialpädagogischer Praxis, fallübergreifender 

und fallunspezifischer Arbeit gleichwertig nebeneinander.  

Hinsichtlich der fallübergreifenden und fallunspezifischen Arbeit basiert die Idee des 'Case-

Managements' darauf, die gewonnenen Kenntnisse des jeweiligen Sozialraums im Idealfall in 

die Implementierung sozialer Gruppenangebote mit primärpräventivem Charakter münden zu 

lassen. Soziale Gruppenangeboten bieten den Betroffenen ein Forum der Sicherheit, 

Anerkennung, Unterstützung und Hilfe. Die Vermittlung von Werten und Normen durch 

professionelle Anleitung, das Einüben von Konfliktlösungsmöglichkeiten im geschützten 

Kontext der Gruppe zielt auf den Transfer der Gruppenerfahrung in das gesellschaftliche 

Leben (Kleve 2006: 23). Soziale Gruppenangebote werden als niederschwelliger 

Zugangsweg problembelasteter Familien verstanden. Jugendhilfe greift in dieser Lesart 

bereits in der Phase der Problemkonstitution. 

Um diesen konzeptionellen Forderungen in der Fallpraxis gerecht werden zu können, muss 

neben einer veränderten professionellen Haltung eine entsprechende Ausstattung mit 

zeitlichen Ressourcen für diese verschiedenen Aufgabengebiete durch den Träger 

ausgewiesen werden. Unter der Budgetierung, so die Annahme, entstehen für den Träger 

die notwendigen Freiräume im Einsatz personeller Ressourcen, da der Einsatz von Personal 
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in der Fallarbeit gerade nicht mehr durch die alten Hilfelogiken der verbescheideten 'Säulen-

Praxis' determiniert ist. Eine Abkehr der ausschließlich am Fall orientierten Handlungsfelder 

professioneller Praxis stellt für die betroffenen MitarbeiterInnen eine besondere 

Herausforderung dar, da institutionalisierte Sicherheiten und Handlungsroutinen, die 

bestehenden zeitlichen Ressourcen kostendeckend zu verbrauchen, in diesem Kontext noch 

fehlen.  

Kennzeichen veränderter professioneller Anforderungen sind: 

– Bewertung professionellen Handelns nach quantifizierbaren Erfolgsindikatoren; 

– Verständnis von Lebenswelt als Möglichkeitsraum primärpräventiver Interventionen; 

– umfassendes Case-Management statt Fokus auf einzelne Fallbearbeitung – 

Gleichwertigkeit von Beratung, Unterstützung und Vermittlung als zentrale 

Aufgabenfelder; 

– Bedeutungszuwachs fallübergreifender und fallunspezifischer Anteile in der Fallarbeit. 

Netzwerkbeziehungen im Kontext bedarfsgerechter Hilfen zur Erziehung 

Die konzeptionelle Maßgabe der Augsburger Jugendhilfe, die Vernetzung der bestehenden 

Fachstellen und -dienste sowohl auf institutioneller Ebene als auch im Sozialraum zu 

gewährleisten, fokussiert die Exploration und Nutzung der dort zu vermutenden Ressourcen. 

Inwieweit dies gelingen kann, hängt von den Struktureigenschaften der hierfür bestehenden 

oder zu bildenden Netzwerke ab. Unter (personalen oder organisationalen) Netzwerken ist – 

ganz allgemein formuliert – ein analytisch abgrenzbares Set von zusammenhängenden 

(Handlungs-/Beziehungs-) Einheiten zu verstehen (Diaz-Bone 1997: 39), deren Struktur 

mitentscheidend dafür ist, welche konkreten Handlungsoptionen dem Akteur bzw. der 

Organisation zur Verfügung stehen (ebd.: 36). 

Der Begriff des Netzwerkes impliziert bereits eine ‘Geschlossenheit’, die gleichzeitig die 

strukturelle Voraussetzung für die Vertrauenswürdigkeit des Netzwerkes darstellt (ebd.). Die 

Analyse von Netzwerken richtet sich so auf eine Beschreibung struktureller Eigenschaften 

und der Qualität der Netzwerkbeziehungen. In einem ersten Schritt bedarf es hierzu der 

Abgrenzung des zu analysierenden Netzwerkes. Dies kann aus einer ‘nominalistischen’ 

Perspektive geschehen, welche die Netzwerkgrenzen anhand von außen definierter Kriterien 

zu bestimmen versucht. Abgrenzungen, die sich an geographischen Kriterien oder an formal 

abgrenzbaren Gruppen orientieren, sind dieser Herangehensweise geschuldet (Jansen 

2003: 72ff). Die ‘realistische’ Perspektive hingegen setzt an bei der Frage, wer sich zu einem 

Netzwerk zugehörig fühlt oder von anderen als dazugehörig betrachtet wird – also an der 
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Perzeption der Akteure selbst (z.B.: jeder Akteur gibt für alle anderen Akteure an, ob diese 

zum Netzwerk gehören oder nicht; ebd.: 73).  

Die Abgrenzung der Netzwerkpartner für den Budgetträger kann demnach durch die 

Erfassung der in Hinblick auf die konzeptionellen Vorgaben der Hilfepraxis relevanten 

Beziehungen und Akteure zunächst einer nominalistischen Herangehensweise folgen. Im 

Sinne der nominalistischen Methode werden so institutionelle bzw. allgemeine 

familienrelevante Einrichtungen wie Sportvereine, Kirchengemeinden etc. erfasst. 

Netzwerkeinheiten werden ausschließlich durch (soziale) Beziehungen verbunden. Dabei 

können verschiedene formelle Eigenschaften von solchen Beziehungen ausgewiesen und 

unterschieden werden. Für die Praxis der MitarbeiterInnen des Budgetträgers ergeben sich 

auf einer analytischen Ebene zunächst folgende relevante Dimensionen:  

(1) institutionell / nicht-institutionell: 

Institutionelle Netzwerkpartner zeichnen sich gegenüber nicht institutionellen 

Netzwerkpartnern durch verlässliche Beziehungsstrukturen aus, d.h. auf Grund der 

strukturellen Gegebenheiten kann jederzeit verlässlich ein Kontakt hergestellt werden.  

(2) personenabhängig / personenunabhängig: 

Diese Eigenschaft bringt die Abhängigkeit der Beziehung durch die daran beteiligten Akteure 

zum Ausdruck. Ein Austausch der Akteure ist bei personenabhängigen Beziehungen nicht 

möglich. 

(3) fallabhängig / fallunabhängig: 

Diese Kategorie orientiert sich direkt an den konzeptionellen Vorgaben der Augsburger 

Jugendhilfe zur Implementierung bedarfsgerechter, flexibler Hilfen. Neben fallbezogener 

Arbeit sind zudem fallunabhängige Kontakte professionellen Handelns zu beachten. 

Fallunabhängige Beziehungen bedürfen in der Regel einer kontinuierlichen Pflege zur 

Aufrechterhaltung der Netzwerkbeziehung, während fallabhängige Netzwerkbeziehungen 

durchaus okkasionell und damit flüchtig, aber dennoch effizient sein können. 

Ein solcher dimensionaler Ausweis relevanter relationaler Eigenschaften des Netzwerkes 

und der Netzwerkbeziehungen dient (zunächst) primär der Analyse sowie – in einem zweiten 

Schritt – der Beschreibung vorhandener Beziehungsqualitäten im Sozialraum der 

Fallbetreuer/Klienten. Im Kontext bedarfsgerechter, flexibler Erziehungshilfen können so 

soziale Ressourcen erfasst werden, die den Akteuren vor Ort breitere 

Handlungsmöglichkeiten sowohl im Sinne der Prävention als auch der Vermittlung 

bedarfsorientierter, fallspezifischer Hilfsangebote eröffnen. 
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Vor dem Hintergrund der konzeptionellen Vorgaben kann das Netzwerk bzgl. der 

Kooperationsstrukturen einerseits als Sensorium und Informationskanal für mögliche, sich 

entwickelnde oder vorhandene Fälle im Sozialraum betrachtet werden, andererseits ist es 

auch hinsichtlich der Bereitstellung bedarfsorientierter, fallspezifischer Hilfsangebote von 

Bedeutung. Der Wert der Netzwerkbeziehungen liegt für die BudgetmitarbeiterInnen nicht 

nur in der Fallinformation selbst, sondern letztlich darin, dass generell Informationen geliefert 

werden, die es dem Akteur vor Ort ermöglichen, seine Kosten, sich mit Informationen zu 

versorgen, zu reduzieren (Diaz-Bone 1997: 136). Zu beachten ist jedoch, dass die Eigenart 

sozialer Ressourcen, wie sie durch ein gut eingestelltes Netzwerk entstehen, nicht als Besitz 

eines einzelnen Akteurs verstanden werden kann, denn dann wären diese Ressourcen allein 

von den direkten und indirekten Beziehungen, die ein Akteur zu anderen unterhält, abhängig 

(Jansen 2003: 27). Netzwerke sind in diesem Sinne als nicht per se und immer effizient, 

müssten sie doch bei jedem 'Personalwechsel' ständig neu auf- und umgebaut werden. Ihr 

'Funktionieren' bzw. ihre Leistungsfähigkeit hinsichtlich der oben genannten Erwartungen 

hängt somit davon ab, inwieweit durch eine entsprechende Pflege (‘Netzwerkwartung’) eine 

auf Dauer gestellte Interaktionsordnung vorliegt, die in ihrem Verpflichtungscharakter 

personenbezogen und in ihrer Erwartbarkeit, Verlässlichkeit institutionell-organisatorisch 

abgesichert ist. 

Die nachfolgende Grafik (Abb. 6) stellt idealtypisch die Netzwerkumgebung aus der Sicht der 

fallverantwortlichen MitarbeiterInnen des Budgetträgers dar. Der erste konzentrische Kreis 

kann von MitarbeiterInnen institutionell gesichert als (personenunabhängige) 

Netzwerkumgebung begriffen werden. Die angestrebte Modularisierung der bestehenden 

Hilfeangebote führt zu einer zunehmenden Vernetzung der St. Gregor-internen Bereiche, der 

gewollte zeitnahe Zugriff auf die hausinternen Fachdienste sowie die veränderten 

Kooperationsmodi mit dem ASD kennzeichnen diesen inneren Kreis. Im zweiten Kreis 

befinden sich die fallabhängigen und fallunabhängigen potentiellen Netzwerkpartner. Wie 

bereits erwähnt, eröffnet dieser Kreis breitere Handlungsmöglichkeiten der Prävention als 

auch der Implementierung bedarfsgerechter Angebote. Die Bedeutung des Netzwerkes als 

Sensorium spielt in diesem Kontext zumindest in der Implementierungsphase (noch) eine 

untergeordnete Rolle, da die Fallvermittlung und somit die Meldungen ausschließlich über 

bzw. an den ASD erfolgen. Dennoch ist davon auszugehen, dass eine zunehmende 

Vernetzung der fallverantwortlichen MitarbeiterInnen im Sinne des bereits dargestellten 

Case-Managements, diese Funktion des Netzwerkes im Rahmen niederschwelliger 

Zugangswege zur Jugendhilfe begünstigt. 
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Abb. 6: 

Auftraggeber und Kooperationspartner des Budgetträgers ist das Jugendamt bzw. sind die 

zuständigen MitarbeiterInnen des ASD. In allen Sozialregionen der Stadt Augsburg wurden 

sogenannte Sozialraumteams geschaffen, deren Aufgabe die Übernahme von 

Mitverantwortung für die Entwicklungen in der jeweiligen Sozialregion ist. Auf der Basis von 

Sozialraumpartnerschaften mit ausgewählten freien Jugendhilfeträgern wird perspektivisch 

angestrebt, im Kontext kollegialer Beratung Bedarfe zu identifizieren und geeignete 

Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituation in der Sozialregion zu schaffen. Dies ist 

keinesfalls so zu verstehen, dass die Teilhabe am Sozialraumteam als eine Art neuer 

Zugangsweg für Fälle der beteiligten freien Träger fungiert. Vielmehr soll hier mittelfristig ein 

Anreiz geschaffen werden, in den jeweiligen Sozialraum zu investieren. In diesem Kontext 

wird die besondere Bedeutung der Trägerbudgetierung deutlich, da mit der Budgetierung 

Freiräume für den Träger geschaffen werden sollen, dieser Verantwortung nachzukommen. 

Losgelöst von der bisherigen Falllogik und der damit verbundenen Forderung nach 

Kostendeckung, verfügt der Träger über Planungssicherheit beim Einsatz personeller 

Ressourcen zur Schaffung sozialräumlicher Angebote.  

Die Teilhabe an den Sozialraumteams stellt für alle Augsburger Jugendhilfeträger eine 

Neuerung dar, zusätzlich ergeben sich für die MitarbeiterInnen des Budgetträgers außerhalb 

der Sozialraumteams veränderte Kooperationsbeziehungen mit dem ASD. Konkret: In der 

Vergangenheit wurde ein Großteil der Kontakte zum ASD über den jeweiligen Bereichsleiter 
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getätigt. Der fallverantwortliche Mitarbeiter wendete sich mit seinem Anliegen an die 

Bereichsleitung und dieser kooperierte mit dem ASD. Allenfalls in Hilfeplanfortschreibungen 

bestand Kontakt zu den entsprechenden ASD-MitarbeiterInnen. Nach der erfolgten 

Umstrukturierung wird dieser Kontakt nun direkt vom fallverantwortlichen Mitarbeiter 

gepflegt. Die daraus resultierende Möglichkeit zu unvermittelten Absprachen mit den 

zuständigen ASD-MitarbeiterInnen erhöht aus Sicht der fallverantwortlichen MitarbeiterInnen 

das Mitspracherecht an der Hilfegestaltung. Allerdings führt dies zwangsläufig auch zu einer 

Erhöhung der sog. indirekten Zeiten, da Telefonate und Absprachen zu tätigen sind, die auf 

Grund der strikten Telefonzeiten des ASD erschwert werden.  

Die prinzipielle Öffnung aller hausinternen Angebote für die fallverantwortlichen 

MitarbeiterInnen erlaubt eine zeitnahe, unbürokratische und eigenverantwortliche 

Hilfegestaltung, die der jeweiligen aktuellen Bedarfslage der Klientel folgt. In der Praxis 

können Angebote wie Familientherapie, psychologische Diagnostik oder Clearing jederzeit 

angefragt werden. Dies stellt ein Novum dar, da in der Vergangenheit eine Absprache bzgl. 

der zusätzlichen Kosten vorab mit dem ASD bzw. der Wirtschaftlichen Jugendhilfe geklärt 

werden musste. Da viele MitarbeiterInnen des Budgetträgers über ausgewiesene 

Zusatzqualifikationen verfügen, deren Nutzung über den eigenen Arbeitsbereich hinweg 

möglich ist, findet sich hier ein Kompetenzpool, der ohne bürokratische Hindernisse genutzt 

werden kann, sofern er als 'Netzwerkwissen' den Akteuren präsent ist. Zu diesem Zweck 

wurde ein Verzeichnis angefertigt, um die wertvolle hausinterne Ressource allen 

MitarbeiterInnen zugänglich zu machen.  

Die Modularisierung der klassischen Jugendhilfeangebote verändert nicht nur das 

einzelfallbezogene Hilfesetting, sondern damit eröffnet sich auch die spontane Nutzung 

einzelner Module bei Engpässen oder Krisensituationen. Ein Beispiel hierzu: Zwei 

Grundschulkindern, die nach einer Inobhutnahme stationär aufgenommen wurden, fehlte es 

in der Einrichtung an Kontakten zu Gleichaltrigen. Die Hausaufgabenbetreuung fand 

zunächst in der stationären Einrichtung statt, konnte aber in Kooperation mit der HPT in 

diesen Bereich verlegt werden, sodass die Kinder nach dem stationären Aufenthalt bereits 

an dieses Gruppensetting gewöhnt werden und zukünftig, nach der Rückführung in die 

Familie, in ein Regelangebot integriert werden könnten. Der Bereich der HPT hat seitens der 

Klientel vergleichbare Problemlagen, wie im Bereich der 5-Tage-Gruppe. Die krisenhafte 

Entwicklung bestehender Problemkonstellationen kann durch die temporäre Unterbringung in 

der der 5-Tage-Gruppe im Vorfeld einer weiteren Eskalation abgewendet werden. Ähnliche 

Interventionen wurden z.B. für Krankenhausaufenthalte der Sorgeberechtigten entwickelt.  

Die konzeptionelle Leitidee einer zunehmenden Vernetzung der Jugendhilfe im Sozialraum 

zielt auf die schnelle Loslösung von professioneller Hilfe und der fallbezogenen 
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Ressourcenmobilisierung. Die MitarbeiterInnen sind aufgefordert, hier entsprechende 

Ressourcen zu identifizieren bzw. Netzwerkstrukturen zu etablieren. Aus der Fallpraxis 

lassen sich zunächst typische Netzwerkpartner benennen. Dazu zählen insbesondere 

Fachstellen und Einrichtungen, die mit der Betreuung, Beratung oder Unterstützung von 

Familien betraut sind, sowie weitere Regeleinrichtungen. Familien im Kontext von 

Jugendhilfe befinden sich oftmals in prekären Lebenssituationen, die eine Unterstützung in 

der Kooperation mit vor- und nachrangigen Leistungsträgern notwendig machen. Diese eher 

fallunspezifischen Netzwerkpartner können nach Bedarfslage fallspezifisch ergänzt werden. 

Die externe Netzwerkpflege stellt für viele MitarbeiterInnen allerdings eine zusätzliche 

professionelle Herausforderung dar, die – nicht zuletzt aufgrund der eigenen 

Arbeitszeitressourcen – praktische Problemsituationen nach sich zieht.  

Die HPT ist ursprünglich als reines Gruppenangebot zu verstehen, die MitarbeiterInnen sind 

unter der neuen fachlichen Ausrichtung aufgefordert, ihr professionelles Handeln im Sinne 

eines Case-Managements neu zu strukturieren und sozialräumliche Ressourcen in ihre 

Arbeit einzubeziehen. Anders als im ambulanten Bereich haben die MitarbeiterInnen eine 

Vielzahl von Sozialräumen zu bedienen, die diese Aufgabe erschweren. In einem Fall betreut 

ein fallverantwortlicher Mitarbeiter 11 Kinder aus neun verschiedenen Sozialräumen. 

Gruppenarbeit und die Exploration des Sozialraums erscheinen hier unvereinbar, da dadurch 

die Gruppenarbeit im Sinne der Betreuungskontinuität im gegebenen Ressourcenrahmen der 

MitarbeiterInnen nicht mehr gewährleistet werden könnte. Im Bereich der 5-Tage-Gruppe 

wurde diese Problematik durch eine stringente Aufgabenteilung gelöst, allerdings mit dem 

Effekt, dass für manche MitarbeiterInnen zunehmend der Klientenkontakt im sozialen 

Nahraum fehlt. 

Netzwerk-Kooperationen: Chancen und Probleme 

Insgesamt wird die Veränderung in der Zusammenarbeit mit dem ASD als wichtigen 

Kooperationspartner eindeutig positiv wahrgenommen im Sinne von 'effektiver, 

zielgerichteter und kontaktreicher'. Andererseits wird mit Blick auf die organisatorischen 

Vorgaben eine Reduktion der komplexen Lebenslagen der Klienten auf den Grad der 

Zielerreichung, wie dies mit dem Hilfevollzugsbericht gefordert wird, befürchtet (vgl. auch 

Kap. VI.2). 

Mit solchen Befürchtungen sind derzeit noch vorhandene Kommunikationsbarrieren 

angedeutet, die einer divergenten fachlichen und inhaltlichen Auslegung des 

Lüttringshauskonzeptes geschuldet sind. Das Fehlen umfangreicher Erfahrungen auf beiden 

Seiten führt derzeit noch zu Handlungsunsicherheiten, die in einem beständigen Austausch 

und Aushandlungsprozess zu überwinden sind. 
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Der bereichsübergreifende fallbezogene Einsatz sämtlicher hausinterner Ressourcen stellt 

ein wichtiges Kernstück zur Realisierung bedarfsgerechter, flexibler Hilfen dar. Die 

umfassende Nutzung durch die fallverantwortlichen MitarbeiterInnen soll forciert und – z.B. 

durch einen entsprechenden Info-Pool – unterstützt werden. 

Der Intensivierung der trägerexternen Vernetzung stehen derzeit noch die strukturellen 

Gegebenheiten der Gruppenangebote entgegen. Netzwerkarbeit im Sozialraum gehen unter 

den gegebenen Bedingungen noch zu Lasten einer Betreuungskontinuität in der Gruppe. 

Zudem variieren die Sozialräume der betreuten Kinder. Dieser Problematik kann auf zwei 

Ebenen begegnet werden: Zum einen wäre die Belegungslogik der Gruppenangebote 

stärker sozialräumlich auszurichten, zum anderen könnte die Aufgabe der 

Informationssammlung zentral gesteuert werden (z.B. durch einen sog. 'Infojäger'). 

VII Konzeption einer neuen Falltypologie 

 

Zur Entwicklung und ersten Anwendung einer Falltypologie / Fall-Orientierungsmatrix 

Die konkrete Umsetzung bedarfsgerechter, flexibler Hilfen gestaltet sich in der Praxis entlang 

dreier Dimensionen der Falleinordnung sowie damit verbundener, relevanter Kriterien, die 

die Fallarbeit differenzierter analysierbar machen. Erstens wird ein Anteil von Fällen 

bearbeitet, die so geartet sind, dass sie weiterhin ein klassisches Regelangebot der Hilfen 

zur Erziehung adressieren, weil bspw. ein Elternteil dauerhaft ausfällt und eine stationäre 

Unterbringung notwendig wird oder eine Rückkehr in die Familie eine Gefährdung des 

Wohles des Kindes bedeutet (z.B. sexualisierte Gewalt). Zweitens werden Fälle 

angenommen, die zunächst ein intensiviertes Betreuungssetting mit umfangreichen, 

bereichsübergreifenden Zusatzleistungen benötigen. Der Budgetträger hat hier die 

Möglichkeit, außerhalb der bestehenden Entgeltvereinbarungen eigenverantwortlich die 

Kostenintensität eines Falls zu erhöhen, um so dem Bedarf und den fallspezifischen 

Anforderungen gerecht zu werden. Drittens werden Fälle bearbeitet, die ein deutlich 

vermindertes Betreuungssetting evtl. mit Anteilen von Regelangeboten erfordern. Der 

Budgetträger muss hier keine Leistungseinbußen seitens des Kostenträgers fürchten, um 

das veränderte Betreuungssettings zu realisieren. Diese Dimensionen lassen sich entlang 

folgender Kriterien operationalisieren und unterscheiden: Grad der Flexibilisierung, 

Modularisierung und Vernetzung im Fallverlauf. Darüber hinaus – als vierter wichtiger Aspekt 

– werden mit Umsetzung der Forderung nach fallübergreifender und fallunspezifischer Arbeit 

bzw. der Implementierung sozialer Gruppenangebote auch Familien außerhalb der 

Jugendhilfe erreicht. 
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Folgende Falltypen lassen sich hierbei unterscheiden: 

Typ 1: Klassischer Jugendhilfefall 

Art und Umfang der Hilfe entsprechen der bisherigen Praxis der Hilfegestaltung im Rahmen 

der versäulten Leistungsnormierungen der Jugendhilfeangebote. Im Rahmen der Hilfe 

werden keine Module aus anderen Bereichen einbezogen. Eine Mitarbeit der Eltern ist nicht 

oder nur marginal möglich, da hier Hemmnisse in der Person bestehen (psychische 

Erkrankung mit stationären Aufenthalten, Haft, stationäre Drogentherapie, Tod der Eltern). 

Typ 2: Flexibler Fall mit verändertem Betreuungssetting 

Modularisierung der Hilfe: Das klassische Hilfeangebot wird modularisiert, Betreuungszeiten 

sind flexibilisiert, Elternarbeit wird intensiviert. 

Typ 3: Flexibler Fall mit hohem träger-internen Betreuungssetting 

Öffnung und Vernetzung der Bereiche: Verschiedene Hilfemodule werden installiert, 

trägerinterne Zusatzleistungen wie Familientherapie etc., mehrere MitarbeiterInnen aus 

verschiedenen Bereichen arbeiten an einem Fall. (Beispiel: stationärer Aufenthalt, ambulante 

Anteile, Familientherapie, intensivierte Elternarbeit). 

Typ 4: Flexibler Fall mit Vernetzung und Nutzung von Regelangeboten und gegebenen 

sozialräumlichen Angeboten 

Öffnung und Vernetzung mit dem Sozialraum: Entspricht weitgehend Typ 2, zudem wird 

jedoch während der Fallarbeit versucht, Jugendhilfeangebote durch sozialräumliche oder 

Regelangebote zu ersetzen. (Beispiel: HPT Platz wird durch Regelhort ersetzt, externe 

Hausaufgabenbetreuung, soziale Gruppenangebote). 

Typ 5: Flexibler Fall mit Anteilen sozialräumlicher fallspezifischer Angebote 

Neue primärpräventive Angebote: Hier wird im Rahmen eines bestehenden 

Jugendhilfeangebots, in der Regel im ambulanten Bereich, ein sozialräumliches Angebot 

installiert, das von nicht Hilfeempfängern mitgenutzt werden kann. (Beispiel: Müttergruppe) 

Der adressierte Personenkreis bewegt sich im Problemfeld des bestehenden Falls, mit der 

Implementation eines niederschwelligen Angebotes kann im Rahmen der bestehenden Hilfe 

präventiv auf diesen Personenkreis eingewirkt werden. 

Typ 6: „Präventivfall“ 

Öffnung der Jugendhilfe: Die Hilfeempfänger nutzten ein soziales Gruppenangebot, das 

innerhalb einer bestehenden Hilfe im Rahmen des Budgets entstanden ist. Dieser 
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Personenkreis kann durch die Freiräume innerhalb der Budgetierung betreut werden, ohne 

jemals als Jugendhilfefall im klassischen Sinn (Antrag/Bescheid) aufzuscheinen. 

Nachhaltigkeit und Wirkungen 

Zur Bewertung von Wirkungen im Hilfeprozess erscheint insbesondere die Berücksichtigung 

der Ziele und der Zeitdimension sinnvoll. Damit ist keineswegs das Anlegen einer einfachen 

'Messlatte' etwa im Sinne eines 'möglichst schnellen Erreichens von festgelegten Zielen' 

beabsichtigt. Vielmehr geht es darum, bspw. auch – ggf. je nach Falltypus unterschiedliche – 

Zielentwicklungen nachzeichnen und adäquat (meint: der Fallproblematik angemessen) 

einschätzen zu können. Mögliche allgemeine Zielkategorien hierzu könnten sein: 

Unterstützung, Förderung, Stabilisierung sowie die konkrete Abwendung von Gefährdungen. 

Diese Zielkategorien dienen zur Darstellung der Kontinuität von Zielvorgaben als 

Beurteilungskriterium über den gesamten Hilfeverlauf hinweg. Mögliche Zeitmarker hierfür 

wären bspw. Hilfeplanfortschreibungen, Hilfevollzugsberichte oder Abbruch/Wechsel der 

Hilfe. Allerdings: Der Erfolg einer Maßnahme ist keineswegs zwingend an die Kontinuität 

einer Zielkategorie gebunden, da davon auszugehen ist, dass sich über die Zeitachse 

hinweg falltypische Verläufe, d.h. unterschiedlich geartete Relationen von Zielkategorien, 

konkreten Zielfestlegungen und Hilfeformen, zeigen werden. Die Fallcharakteristik zeigt sich 

in dieser Lesart demnach im jeweiligen Zielverlauf, wobei sowohl Veränderungen bzw. neue 

Zielformulierungen innerhalb einer Zielkategorie sowie ein Wechsel der Zielkategorie an sich 

als Beurteilungskriterien zu berücksichtigen und vom jeweiligen Fall her zu bewerten sind.  

Grundsätzlich ist bei jeglicher Wirkungseinschätzung im Rahmen der gegebenen 

konzeptionellen Vorgaben der flexiblen, bedarfsgerechten und am Klientenwillen orientierten 

Hilfe danach zu fragen, in welchem Verhältnis die Ziele des Trägers bzw. 

Leistungserbringers und die Ziele des Klienten zueinander stehen. Die Zuordnung der 

Hilfeleistung nach dem Grad der Freiwilligkeit des Kontakts – entlang der Unterscheidung: 

freiwilliger Leistungsbereich, Grau- und Gefährdungsbereich – verdeutlicht die damit 

angesprochene Problematik. 

Während im freiwilligen Leistungsbereich der Wille des Klienten und die daraus ableitbaren 

Zielvereinbarungen handlungsleitend sind, ist im Grau- und Gefährdungsbereich davon 

auszugehen, dass eine Differenz zwischen Jugendhilfeträger und Klienten bezüglich der zu 

erreichenden Ziele besteht bzw. zumindest bestehen kann. Ausgehend vom Kindeswohl 

erfolgt im Grau- und Gefährdungsbereich die Formulierung von Zielen durch den 

Jugendhilfeträger oder Leistungserbringer, der Wille der Klienten kann in diesem Fall auf die 

Mitwirkung, die Hilfe nicht zu be- oder verhindern, reduziert werden. Konkret lautet in solchen 

Fällen der Wille des Klienten z.B., sein Kind bzw. das Sorgerecht zu behalten, die Ziele der 

Hilfe selbst orientieren sich an der Definition des Kindeswohls durch den Leistungserbringer. 
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Die Wirkungseinschätzung kann trotz dieser mitunter divergierenden Ziele einheitlich 

erfolgen, da – im Idealfall – der Wille des Klienten, sein Kind zu behalten, und die 

Gewährung des Kindeswohls erreicht wurde. Im freiwilligen Leistungsbereich zeigen sich 

bzgl. der Wirkung von Hilfe je nach Orientierung der Klienten unterschiedliche 

Einschätzungen. Bewertet dieser die Hilfe als Dienstleistung, kann die Wirkung der Hilfe z.B. 

auch am Grad der Zufriedenheit im Hilfeprozess festgemacht werden. Versteht der Klient 

das Jugendhilfeangebot als therapeutisches Setting, zeigt sich die Wirkung dann, wenn – 

aus Sicht des Klienten – das Kind wieder 'funktioniert', der Fehler behoben ist oder – um 

einen befragten Klienten zu zitieren – das Kind „wieder in der Spur“ ist. Der 

Leistungserbringer hingegen versteht unter Wirkung, dass die betroffenen Eltern ihre 

Perspektive auf das Kind verändern und ihr erzieherisches Handeln daran ausgerichtet 

haben. Das unterschiedliche Verständnis von Hilfe (und ihren Zielen) kann folglich in der 

Praxis zu einer deutlichen Perspektivendifferenz und damit einhergehend: einer 

unterschiedlichen Beurteilung der Wirkung von Hilfe führen. Während Klienten bspw. 

Unverständnis darüber äußern, dass sie selbst Verantwortung für bestimme Aufgaben 

übernehmen sollen und ihnen die Hilfe deshalb von mindestens anstrengend-störend bis gar 

sinnlos erscheint, beklagen Praktiker bspw. mangelnde Mitwirkungsbereitschaft der Klienten, 

da Sorgeberechtigte eine Verweigerungshaltung bzgl. der Verantwortungsübernahme 

einnähmen. 

Solche unterschiedlichen Bewertungen müssen bei der Wirkungseinschätzung mit 

berücksichtigt und zu den konkreten Fallmerkmalen in Bezug gesetzt werden. Hierzu soll die 

Fall-Orientierungsmatrix dienen, die in der Praxis von den beteiligten Akteuren weiterhin 

erprobt und ggf. entsprechend der Anforderungen modifiziert werden muss. 

Falltypen und Fallmerkmale – Zur Kennzeichnung der Fallpraxis: 

Die konzeptionellen Vorgaben zur Fallpraxis erfordern Flexibilisierungen und mögliche 

Budgetfreiräume eröffnen Spielräume, die systematisch mit einem genaueren Blick auf den 

einzelnen Fall im Kontext anderer Fälle zu bewerten sind. Hierfür bedarf es einer auf Dauer 

gestellten Selbstbeobachtung der Praxis, die konsequent entlang festgelegter Kriterien eine 

‚Wirkungsbewertung‘ leistet. Exemplarisch (und mit Blick auf die Kostenseite; vgl. hierzu 

Kap. VIII) kann dazu festgehalten werden: 
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Die Existenz der Fälle des Typs 2 und 4 zeigt, dass mittelfristig eine Reduktion der 

Jugendhilfekosten möglich ist, da hier zum einen Regelangebote genutzt werden können, 

zum anderen eine Aktivierung und Nutzung vorhandener Ressourcen der Klienten und des 

sozialen Nahfelds möglich ist. Unter den Prämissen der klassischen Versäulungslogik wären 

diese Fälle unter der bestehenden Angebotsstruktur und der damit verbundenen 

Betreuungsintensität subsumiert worden, eine Reduktion im Sinne der Falltypen 2 und 4 

wäre kaum möglich gewesen.  

Der Anstieg des Falltyps 3 ist zunächst mit einer Intensivierung der Kosten für den 

Budgetträger verbunden. Diese Investition sollte idealiter schließlich zu kürzeren 

Betreuungszeiten in Kombination mit einer gelungenen Ressourcenaktivierung zur 

'schnelleren' Überführung in Regelangebote führen.  

Eine ganzheitlich orientierte Haltung in der Fallarbeit berücksichtigt in dieser Lesart sowohl 

die Ressourcen des Klienten als auch die des sozialen Nahfeldes und des Sozialraums. Die 

Implementierung sozialer Gruppenangebote mit primärpräventivem Charakter im Sozialraum 

bedarf einer Stärkung dieser Anteile professionellen Handelns (erkennbar an einem Anstieg 

des Falltyps 6), wobei die Falltypen insgesamt – das Verhältnis von Typ 1 zu den Tpyen 2-6 

– als Indikator der geleisteten Öffnung und Vernetzung der bestehenden Angebotsstrukturen 

verstanden werden können. 

VIII Die Klientenperspektive 

 Wahrgenommene Wirkungen von Hilfen aus der Perspektive der Klienten? 

Die Indikatoren für den Erfolg einer Hilfe lassen sich nicht einfach von Außen, aus einer 

quasi 'neutralen und objektiven Beobachterposition' festsetzen, sondern müssen – dem Feld 

angemessen – die Perspektiven der relevanten Akteure mit deren Beurteilungen und 

Bewertungen berücksichtigen. Und: Der 'Erfolg' einer Maßnahme muss nicht zwingend mit 

gesellschaftlichen Normalitätsvorstellungen korrespondieren, vielmehr sind hier die 

lebensweltlichen Rahmenbedingungen der Klienten zu berücksichtigen. Während der 

Modellphase sollen die Klienten deshalb möglichst umfassend zu ihrer Wahrnehmung des 

Jugendhilfeangebots und seiner Wirkungen befragt werden. In Kooperation mit den 

Mitgliedern der Fallsteuerungsgruppe wurde hierfür ein Leitfaden (siehe Anhang) entwickelt, 

der weitgehend die unterschiedlichen Interessen der an der Modellphase beteiligten Akteure 

– bis hin zur 'selbst formulierten' Einschätzung der Wirksamkeit der Hilfen durch die Klienten 

– berücksichtigt. Der Leitfaden gliedert sich im Wesentlichen in vier Bereiche: die Darstellung 

der eigenen Problemlage, Fragen nach den Grad der Beteiligung an der Hilfegestaltung, 

Fragen zum Hilfeverlauf und der Problembewältigung und schließlich Fragen zum Grad der 
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Zufriedenheit mit der Hilfe.10 In einem ersten Feldzugang konnten auf der Basis des 

genannten Erhebungsinstruments bislang 19 Klienteninterviews durchgeführt und 

ausgewertet werden. 

Zusammenfassend ergab die bisherige Auswertung dieses Materials folgende typische 

Kommunikations- und Wahrnehmungsmuster der Klienten:  

Die Klienten nehmen die Problemkonstitution durchgängig externalisiert wahr, d.h. entweder 

wirken aus ihrer Sicht die insgesamt als widrig empfundenen Lebensumstände 

problemgenerierend oder das Problem wird ausschließlich bei dem betroffenen Kind der 

Familie verortet. Von den 19 Befragten berichteten 13 eine aktive und uneingeschränkte 

Zustimmung zur Hilfe, 6 Klienten suchten keine Hilfe, sahen aber keine andere Möglichkeit 

als 'Zustimmung', um den Anforderungen des Umfeldes (Schule, Jugendamt, gerichtliche 

Auflagen) gerecht zu werden.  

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass ein als Zwang empfundenes und mit 

Auflagen bewehrtes Hilfeangebot nicht schon per se und automatisch zur Unzufriedenheit 

der betroffenen Klienten gegenüber der Hilfe führt. Entgegen den Erwartungen wurde auch 

bei Kontrollfällen, die per definitionem einen hohen Grad der Unfreiwilligkeit des Kontakts 

aufweisen, durchaus große Zufriedenheit mit der Maßnahme geäußert. Dies gründet nach 

Auskunft der Klienten darin, dass die beständige Kontrolle auch als Entlastung 

wahrgenommen wird, da die Hilfe dazu beiträgt, das unerwünschte (und auch seitens der 

Klienten mitunter als durchaus problematisch wahrgenommene) Verhalten zu vermeiden und 

damit die gesamte Lebenssituation besser – weil 'kontrollierend' unterstützt von außen – 

bewältigen zu können. Die klare Formulierung des Grades der Einmischung durch den 

Jugendhilfeträger vermindert darüber hinaus zum einen das Gefühl der Unberechenbarkeit 

der Handlungen der staatlichen Eingriffsbehörde – die Kontrolle wird also vom Klienten 

gleichsam als Deal interpretiert, der auch sein Gegenüber (die 'Kontrollbehörde') ihm 

gegenüber 'verpflichtet'. Weil die Grenzen der Befugnisse der Helfer klar festgelegt und für 

den Klienten nachvollziehbar sind, kann die Kontrollmaßnahme vom Klienten auch von 

vornherein als 'nicht übergriffig' wahrgenommen werden.  

Wurde die Hilfe zur Entlastung der eigenen Situation implementiert, reagieren die Betroffen 

auf die an sie herangetragene Erwartung einer zunehmenden eigenen Mitwirkung an der 

Hilfe bzw. die sukzessive Übertragung ehemals im Hilfesetting verorteter Leistungen an sie 

selbst mit Unverständnis. Insbesondere in der Rahmung, doch eine komplette Dienstleistung 

beanspruchen zu können, stößt die Aktivierung des Klienten zunächst an Grenzen. Hinzu 

                                                
10 Allerdings ist hier ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass der Leitfaden in seinem 'Wording' 

lediglich zur Orientierung der eingesetzten Interviewerteams diente. Die Interviews sollten 
weitgehend offen und in – den Klienten und der Befragungssituation – flexibel angepassten 
Kommunikationsstilen geführt werden. 
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kommt aber vor allem, dass die Möglichkeiten der aktiven Mitwirkung seitens der Klienten 

offensichtlich von vornherein gar nicht präsent sind. Gefragt nach den 

Mitwirkungsmöglichkeiten schätzen 16 Klienten diese hoch bis sehr hoch ein. Allerdings wird 

aus den dazu gehörenden Ausführungen deutlich, dass die befragten Klienten unter 

Mitwirkung eher das Gewähren der Hilfe als eine aktive Beteiligung an der Gestaltung der 

Hilfe verstehen. Mitwirkung bedeutet in dieser Lesart, dass kein dem Hilfeprozess 

entgegenstehendes bzw. zuwiderlaufendes Verhalten gezeigt wird, die Möglichkeit, eigene 

Vorstellungen einzubringen, war als solche nicht von Belang bzw. wurde auch nicht erwartet. 

Allerdings ist hierbei zu bedenken, dass es sich bei den Hilfen zur Erziehung grundsätzlich 

um ein hochschwelliges Angebot der Jugendhilfe handelt. Problemsituationen sind bereits 

manifest, die Bereitschaft, Hilfe anzunehmen, geht – gleichsam in Analogie zu einem 

Arztbesuch – mit der Vorstellung einher, jetzt behandelt zu werden (bzw. behandelt werden 

zu müssen). Deshalb ist dieser Befund zum einen bei den gleichen Fällen über den 

Zeitverlauf der Hilfe hinweg noch genauer zu verfolgen, zum anderen kann dieser Befund in 

der vergleichenden Analyse verschiedener Falltypen über die gesamte Modellphase hinweg 

sicher noch differenziert werden. 

Der Wunsch nach einer Veränderung der momentanen Situation wurde von 11 Klienten mit 

sehr wichtig bewertet. Insbesondere bei Schulproblemen oder deviantem Verhalten des 

Kindes gewann dieser Punkt an Bedeutung. In einem Fall lag kein Interesse für eine 

Veränderung der Situation vor, der betroffene Klient hatte gerade eine krisenhafte Situation 

durchlebt und wollte den nun erreichten Status quo aufrechterhalten.  

Hinsichtlich der Frage, ob und inwieweit mit dem Jugendhilfeangebot dem Willen des 

Betroffenen entsprochen werden könne, liefern 12 Klienten recht klare positive Aussagen 

und nannten als Begründung, dass sie mit den Entwicklungen der Situation zufrieden seien. 

In den anderen Fällen konnten die Hilfemaßnahmen aus verschiedenen Gründen nach 

Ansicht der Klienten nicht ihren Vorstellungen und Wünschen entsprechen. Allerdings 

scheint hier deutlich zu werden, dass der Wille der Klienten – in deren Denken synonym mit 

ihren je eigenen Vorstellungen, Wünschen – für sie nicht immer klar zu unterscheiden ist zu 

den Zielen der Hilfe. So, wenn z.B. in diesem Zusammenhang beklagt wird, dass die 

erwartete Entlastung nicht eingetreten sei, oder 'der Wille' von vornherein außerhalb der 

Jugendhilfe angesiedelt ist, z.B. in der Forderung nach mehr finanzieller Unterstützung. 

Lediglich in einem Fall wurde die gesamte Hilfe negativ konnotiert, da die Hilfe – in der 

Wahrnehmung der Betroffnen – weder gewollt war noch im Hilfeverlauf den Vorstellungen 

und Anforderungen der Betroffenen entsprochen werden konnte. Dieser Fall scheint insofern 

relevant, als – sieht man sich die Ausführungen im Interview genauer an – gemäß den 

Darstellungen der Klientin die konzeptionellen Vorgaben bedarfsgerechter, flexibler und am 

Klientenwillen orientierter Hilfen in deren Wahrnehmung keine Berücksichtigung fanden.  
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Alles in allem gaben 17 der befragten Klienten eine deutliche Verbesserung der 

Problemsituation seit Beginn der Hilfe an. Allerdings hatten 16 Familien vor dem aktuellen 

Jugendhilfeangebot bereits umfangreiche Hilfen in Anspruch genommen, sodass für den 

weiteren Hilfeverlauf in Interviews zu prüfen ist, welche Bedeutung die Angabe der 

Wahrnehmung einer deutlichen Verbesserung der Problemsituation in Zusammenhang mit 

der Erwartung, auch weiterhin Hilfen zu erhalten, beizumessen ist. Anzunehmen ist, dass 

Erfahrungen der Klientel so geartet sein könnten, dass eine weitere Gewährung der Hilfe 

vom Grad der benannten Veränderungen abhängt. 

Auf die Frage, welche Einschätzungen bzgl. der weiteren Lebensperspektive bestünden, 

nannte 1 Klient sehr gut, 7 gut, 5 eher gut, 3 weder noch, 1 eher schlecht und 1 sehr 

schlecht. Beide Familien mit negativen Zukunftserwartungen befanden sich in äußert 

prekären Lebenssituationen, in Kombination mit psychischen Problemen eines oder beider 

Elternteile. Diese Aussagen sind jeweils für sich genommen noch kaum zu interpretieren, 

gewinnen allerdings an Aussagekraft, wenn die gleichen Klienten wiederholt befragt werden 

können. 

In der Auswertung der Interviewdaten lassen sich auch jene Fälle identifizieren, die bereits 

von den veränderten Möglichkeiten unter der Budgetierung profitieren. Die Implementierung 

sozialer Gruppenangebote wie bspw. der Müttergruppe führte bei einer Klientin – trotz der 

bestehenden prekären Lebensumstände – zu einer explizit darin begründeten positiven 

Einschätzung der gesamten Lebenssituation. Die soziale Isolation der Klienten konnte so 

durch das Hilfeangebot durchbrochen und neue Kontakte auf Dauer gestellt werden. Diese 

lebensweltlich orientierte und deshalb ganzheitliche Hilfegestaltung über die Grenzen der 

Hilfen zur Erziehung hinweg wird von den betroffenen Klienten als deutlich positiv 

angesehen.  

Die Möglichkeit einer bereichsübergreifenden Arbeit der fallverantwortlichen Mitarbeiter 

eröffnet für die Klienten generell neue und für sie auch 'unerwartete' 

Unterstützungsangebote. So konnte die Wohnung eines Klienten mit tatkräftiger Hilfe durch 

St. Gregor renoviert und modernisiert werden. Dieser ganzheitlich orientierte Ansatz der 

professionellen Unterstützung generiert die Bereitschaft der Klienten – insbesondere der 

Eltern –, den Hilfeprozess selbst aktiv zu unterstützen und die vereinbarten Ziele nachhaltig 

zu verfolgen. In der Wahrnehmung der Klienten werden die Ziele im Hilfeprozess zwar 

weitgehend durch den verantwortlichen Mitarbeiter bestimmt, da dieser – so die Annahme - 

den Überblick über die Situation hätte und am besten wüsste, was als nächstes zu tun wäre. 

Doch trotz des scheinbar für sie eher geringen Anteils an der expliziten Zielformulierung, 

werden die vereinbarten Ziele von den Klienten als 'passend' und als Resultat eines 

Aushandlungsprozesses verstanden. Die kommunikative Aushandlung der 
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Zielvereinbarungen besteht hier in der zustimmenden Annahme der vom fallverantwortlichen 

Mitarbeiter vorgeschlagenen nächsten Schritte. Die Tatsache, dass die Einhaltung der Ziele 

seitens der MitarbeiterInnen mit Sanktionen bewehrt werden kann, wird als Notwendigkeit 

der Disziplinierung bewertet, da eine lockere Zielvereinbarung aus Sicht der Klienten nicht zu 

der nachhaltigen Umsetzung der vereinbarten Ziele führen würde. Man könnte, aber man 

muss das Ziel nicht erreichen, im Falle einer angedrohten Sanktion steigt hingegen die 

Bereitschaft der anzustrebenden Umsetzung. 

Der Hilfeprozess gestaltet sich aus der Perspektive der Klienten somit – summa summarum 

– aus einem Wechselspiel von Forderungen und Unterstützungsleistungen, welches in 

seiner Gesamtheit den Erfolg der Hilfe bzw. die Verbesserung der Problemsituation bewirkt. 

Besondere Wertschätzung empfinden Klienten, wenn ihnen Unterstützungen und 

Zuwendungen zuteil werden, die ihnen eine Annäherung an die aus ihrer Sicht geltenden 

gesellschaftlichen Standards ermöglichen. In einem Fall organisierte bspw. der 

fallverantwortliche Mitarbeiter einen PC und stellte diesen der Familie zur Verfügung, was 

offenkundig insbesondere auch infolge der symbolischen Bedeutung des PC eine besondere 

Wertschätzung erfuhr.  

Die gesellschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten der Klienten sind, wie bereits erwähnt, auf 

Grund der oftmals prekären und von Armut geprägten Lebensumstände generell deutlich 

reduziert. Die Freizeitgestaltung beschränkt sich meist auf den häuslichen Bereich. Die 

kontinuierliche, an identifizierten Bedarfslagen orientierte Erweiterung der hausinternen 

Angebote soll und kann hier einen Ausgleich schaffen. Die Fußball-, Basketball- oder Hip-

Hop-Gruppe kann bspw. kostenlos genutzt werden, Ausflüge, Wanderungen oder 

gemeinsame Aktivitäten mildern aus Sicht der Klienten die erfahrene Benachteiligung, da 

diese Dinge aus eigener Tasche nicht finanziert werden könnten. 

Trotz der positiven Wahrnehmung dieser Angebote durch die Klientel sollte hier nicht aus 

dem Blick geraten, dass diese Angebote in der Regel nur Jugendhilfefamilien zur Verfügung 

stehen und damit die gesellschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten für die Familien 

außerhalb der Hilfe nicht dauerhaft verbessern können. Unter Berücksichtigung der 

konzeptionellen Vorgaben könnte hier entweder eine Öffnung der Jugendhilfeangebote in 

oder eine Verlagerung der Angebote in den Sozialraum angestrebt werden. Im Sinne der 

angestrebten Niederschwelligkeit kann so der Kreis der Adressaten erweitert werden und 

einer dauerhaften Abhängigkeit von kostenintensiven Jugendhilfeangeboten 

entgegengewirkt werden.  

Schließlich besteht für die Klienten – unter der Maßgabe der Budgetierung – auch das 

Angebot, nach Beendigung der Hilfe jederzeit Kontakt zum fallverantwortlichen Mitarbeiter 

aufnehmen zu können. Dies stellt für die Betroffenen ein wichtiges Novum dar, das 



33 
 

Sicherheit und Vertrauen in die eigenen Kompetenzen hervorruft. Mit dieser Zusage kann 

der Forderung nach Niederschwelligkeit in einem insgesamt hochschwelligen Setting 

Rechnung getragen werden, da bzgl. der Kontaktaufnahme weiterhin keine Barrieren 

bestehen.  

Wirkungen von Hilfemaßnahmen aus der Klientenperspektive: 

Moderne Jugendhilfe befindet sich im Spannungsfeld von Aktivierung, Flexibilisierung, dem 

Willen des Klienten und seiner Lebenswelt. Jugendhilfe soll dazu beitragen, „positive 

Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder-und 

familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen“ (§1 VI SGB VIII). Hier ist allerdings 

zu fragen, ob und inwieweit dies tatsächlich erreicht werden kann.  

Aus Perspektive der befragten Klienten, lässt sich diese Frage bejahen, da die notwendige 

Polarisierung zwischen Verantwortungszuschreibung und Aktivierung als zieldienlich 

wahrgenommen wurde. 

Dennoch lassen sich Klienten identifizieren, die Jugendhilfe ausschließlich als Dienstleistung 

verstehen und diese in vollem Umfang nutzen wollen. Diese Bedeutungszuschreibung 

begünstigt eine bestehende Externalisierung der Problemlage. 

Die Fixierung des Klienten auf seinen Willen generiert zwar Verpflichtungen auf beiden 

Seiten, die einer produktiven und umfassenden Umsetzung flexibler Hilfeleistungen dann 

tendenziell entgegenstehen können, wenn für die Klienten die konkrete Bedeutung der im 

Kontext der Hilfemaßnahmen erarbeiteten Willensformulierungen – nicht zuletzt hinsichtlich 

der damit verbundenen Zielvereinbarungen – 'unverstanden' bleibt. 

IX Bescheid-Praxis unter der Trägerbudgetierung 

(in Kooperation mit Herrn Friedrich Seybold, WiHi) 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist im Kontext der Hilfen zur Erziehung (§ 27 ff SGB 

VIII) verpflichtet, eine Leistung zu erbringen, da hier ein Anspruchsrecht der 

Sorgeberechtigten besteht. Die Leistungsnorm enthält ein subjektives öffentliches Recht, 

sodass der Bescheid-Praxis im Kontext der Budgetierung besondere Bedeutung zukommt. 

Auf der einen Seite können die Bescheide im Fall bedarfsgerechter, flexibler Hilfen nicht 

ausschließlich an der Paragraphenlogik des KJHG (SGB VIII) orientiert werden, da gerade 

die Modularisierung und Vernetzung der einzelnen Säulen umgesetzt werden soll. Auf der 

anderen Seite muss maximale Rechtssicherheit gewährleistet werden. Dies gilt 

insbesondere für Fälle, bei denen von den Personensorgeberechtigen Kostenbeiträge 

verlangt werden. Im Hinblick auf die Kostenbeteiligung des Staates und der Bezirke muss 

Klarheit über die Leistung und den Umfang der  Kosten hergestellt werden.  
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Alle Hilfen müssen aus pädagogischer Sicht notwendig sein, eine bloße Orientierung am 

Willen oder der Äußerung eines Wunsches durch den Sorgeberechtigten begründet noch 

keinen Hilfeanspruch. Grundsätzlich gilt auch weiterhin, dass für die Gewährung einer Hilfe 

ein schriftlicher Antrag von den Sorgeberechtigten gestellt werden muss. Auf der Basis 

dieses Antrags, sowie der erforderlichen Unterlagen (wie bspw. Hilfeplan) ergeht dann ein 

entsprechender Bescheid, der die jeweilige Rechtsgrundlage ausweist. Bis zu diesem 

Zeitpunkt ist das Verfahren mit der herkömmlichen Vorgehensweise identisch. 

Dennoch ergeben sich im Verwaltungsverfahren mit dem Budgetträger deutliche Differenzen.  

– Die „größtmögliche“ beantragte Jugendhilfemaßnahme umfasst auch alle „kleineren“ 

Maßnahmen ohne weiteren Bescheid. Wird z.B. eine teilstationäre Hilfe beantragt, ist 

es nicht mehr erforderlich genau mitzuteilen, an wie viel Tagen das Kind die HPT 

tatsächlich besucht. Zudem kann zusätzlich, ohne erneutes Antragsverfahren, eine 

ambulante Hilfe in die Hilfe integriert werden. Die HPT beinhaltet unter der 

Budgetierung neben dem Gruppenangebot auch begleitende Elternarbeit vor Ort sowie 

Einzelarbeit mit dem Kind im Sinne einer EB. Entsprechend den vorgefundenen 

Erfordernissen geht das Kind nun an „X“-Tagen in die HPT, während an den restlichen 

Tagen flexible Hilfen eingesetzt werden. Fällt die „größtmögliche“ Hilfe weg, so ergeht, 

ohne erneute Antragstellung ein neuer Bescheid über die verbleibende Hilfe. 

– Die teilstationären Maßnahmen unterliegen keiner zeitlichen Beschränkung mehr, d.h. 

ein erneutes Antragsverfahren nach einem Jahr entfällt, die Hilfe läuft bis zu ihrer 

Beendigung mit einem Bescheid weiter. 

– Die ambulanten Hilfen EB und SPFH werden nicht mehr in einem Bescheid 

zusammengefasst. Die bislang gültige zeitliche Beschränkung von max. 240 

Fachleistungsstunden pro Jahr wurde aufgehoben. Ambulante Hilfen können so 

bedarfsgerecht eingesetzt werden, um z.B. im Rahmen einer Krisenintervention die 

Betreuungsintensität deutlich zu erhöhen.  

– Mischformen, d.h. Module aus verschiedenen Hilfebereichen (ambulant, stationär, 

teilstationär) sind möglich. Im Extremfall könnte ein Bescheid über eine stationäre 

Maßnahme, die sich auf bestimmte Wochentage beschränkt, in Kombination mit 

teilstationären Hilfemodulen und einer ambulanten Hilfe zur Unterstützung der Eltern 

oder der gesamten Familie gewährt werden.  

– Übergänge von einer Hilfeform zu einer anderen sind im gesamten Hilfeprozess ohne 

erneutes Antragsverfahren möglich, soweit nicht die „größtmögliche“ Hilfe dabei 

wegfällt. 
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– Wird eine „größere“ Hilfe benötigt, ist ein erneutes Antragsverfahren mit 

entsprechender Verbescheidung notwendig. Dies trifft insbesondere beim Übergang 

von einer ambulanten Hilfe auf ein stationäres Angebot zu, da hier Kostenbeiträge 

gegenüber den Sorgeberechtigten geltend gemacht werden müssen. 

Die dargestellte Vereinfachung der Bescheid-Praxis muss einer hinreichenden Bestimmung 

des Verwaltungsaktes gerecht werden.  

X Zusammenfassung der Ergebnisse und Resumee 

Die umfassende organisatorische Umstrukturierung des von der Budgetierung betroffenen 

Bereichs lässt sich nur in der Gesamtheit aller intendierten und nicht intendierten sozialen 

Prozesse beschreiben und – zum jetzigen Zeitpunkt nur vorläufig – bewerten. 

Die Auflösung der an der Versäulungslogik orientierten Bereichsleitungen zu Gunsten einer 

zentralen Regionalleitung intendierte den flexiblen, bereichsübergreifenden Einsatz 

personeller Ressourcen von zentraler Stelle. Der Wegfall der damit verbundenen 

Kommunikations- und Informationswege sowie der ehedem den Bereichsleitungen 

zugeordneten Verantwortlichkeiten und Entscheidungsbefugnisse veränderte die 

Organisationsstrukturen von St. Gregor-Jugendhilfe nachhaltig und führte gleichzeitig zu 

einer Zunahme des informellen Austausches. Wurde der Grad der Informiertheit über 

fachliche und organisatorische Belange zu Beginn der Budgetierung seitens der 

MitarbeiterInnen hoch eingeschätzt, gewann im Verlauf des Umbauprozesses der informelle, 

kollegiale Austausch – ohne Gewähr über die Verlässlichkeit der Informationen – an 

Bedeutung. Die Implementierung sog. Fallberater konnte das geschilderte 

Informationsvakuum nicht kompensieren, das mit dieser Funktion verbundene Informations-

/Wissensangebot wurde aus Ermangelung einer präzisen institutionellen Konturierung und 

Verortung nicht oder nur marginal wahrgenommen. Die jüngst vorgenommene Zuordnung 

der Fallberater zu den Fachdiensten entspricht der Fallpraxis, da eine zeitnahe und 

unmittelbare Inanspruchnahme ihrer Kompetenzen, wie Clearing oder Begleitung der Eltern, 

ermöglicht wurde. War also zunächst die Bedeutung der Fallberater und die Möglichkeiten 

ihrer Inanspruchnahme den MitarbeiterInnen unklar, sodass hier kaum anfragen getätigt 

wurden, so schaffte die jetzige Zuordnung zu den Fachdiensten die notwendige Klarheit. 

Hausintern ergeben sich zwischen den noch bestehenden Bereichen und Angeboten nun 

kürzere Wege für die MitarbeiterInnen. Ist eine Kooperation mit anderen Bereichen 

gewünscht, stehen auf organisatorischer Seite keine Barrieren mehr im Wege, dennoch fehlt 

es bislang noch an verlässlichen Orientierungshilfen zu den konkret einzuschlagenden 

Kooperationswegen. 
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Die Beschreibung der Wahrnehmung der Umstrukturierung als „kreatives Chaos“ entspricht 

weitgehend den von den Akteuren genannten Problemlagen, verweist aber auf den nun 

erforderlichen organisatorischen Konsolidierungsprozess. Dieser sollte sich zunehmend der 

Forderung nach ausgewiesenen Strukturen widmen, die Verantwortlichkeiten, 

Entscheidungsbefugnisse, Aufgabengebiete fixieren sowie Klarheit über die erwartete 

Verwendung der bestehenden zeitlichen Ressourcen schaffen. Diese Aspekte sollten dem 

einzelnen Mitarbeiter transparent gemacht und verbindlich kommuniziert werden.  

Die fachlichen Anforderungen der Augsburger Jugendhilfe werden von den MitarbeiterInnen 

teilweise in direkter Kontinuität mit den bisherigen Erfahrungen in der Fallpraxis – auch vor 

der Budgetierung – wahrgenommen. Insgesamt positiv gegenüber den damit 

einhergehenden konzeptionellen Implikationen eingestellt, erscheint die konsequente und 

umfassende Umsetzung von Case-Management-Prozessen vor dem Hintergrund der 

gegebenen Problemmerkmale der Klienten jedoch noch als schwierig. Die Praktiker sehen 

sich in der konkreten Fallarbeit komplexen Problemlagen ausgesetzt, die oftmals in 

krisenhafte Entwicklungen oder Eskalationen münden. Notwendige Interventionen erfordern 

in einem ersten Schritt professionelle Unterstützungsleistungen, die eine Orientierung an 

personalen und sozialräumlichen Ressourcen der Klienten nur in sehr begrenztem Maße 

zulassen.  

Die infolge der konzeptionellen Veränderungen intensivierte Kooperation mit dem ASD 

gestaltet sich – trotz anfänglicher divergierender Erwartungshaltungen bzgl. der Umsetzung 

konzeptioneller Vorgaben – insgesamt konstruktiv und wurde im produktiven Sinne 

'vereinfacht'. Soweit MitarbeiterInnen in den Prozess der Antragstellung involviert sind, zeigt 

sich vor allem auch eine deutliche Vereinfachung im Umgang mit der Wirtschaftlichen 

Jugendhilfe. In der Vergangenheit wurde hier eher ein Hemmnis denn eine Unterstützung 

gesehen. Diese Wahrnehmung hat sich offenbar grundlegend geändert. 

Obwohl mit der Einführung des Trägerbudgets eine Reihe von bereits bestehenden Fällen 

(Übergangsfälle) und Neufällen in neue bedarfsgerechte und flexible Betreuungssettings 

umgesteuert werden konnten, dürfen Grenzen der Flexibilisierung in der konkreten Fallarbeit 

nicht ignoriert werden. In diese Richtung deuten jedenfalls Sorgen von MitarbeiterInnen. 

Denn Teile des Feldes bzw. der Fallarbeit adressieren zwingend ein 'klassisches' 

Jugendhilfeangebot, erfordern gleichsam als Einzelfälle jene herkömmliche Fallarbeit, die 

auch innerhalb des erfolgten organisatorischen Umbaus noch möglich bleiben muss. 

Allerdings: In der Fallanalyse identifizierten Fällen, die ein bisheriges standardisiertes 

Jugendhilfeangebot erfordern, stehen – infolge der jetzt verfügbaren erweiterten strukturellen 

Optionen – dann flexible Möglichkeiten offen, sobald die Fallproblematik dies nach fachlichen 

Kriterien zulässt bzw. erfordert. 
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Die ganzheitliche Ausrichtung der Hilfegestaltung in Kombination mit neuen Hilfesettings in 

der Fallarbeit führt – wie bereits zum jetzigen Zeitpunkt des Modellprojekts Beispielfälle 

eindrücklich zeigen – zur Etablierung einer 'wirksameren' Jugendhilfe, da die Phase der 

Abhängigkeit von professioneller Unterstützung tendenziell verkürzt wird. In die gleiche 

Richtung weist die Schaffung fallübergreifender Gruppenangebote, durch deren 

Aktivierungspotential nicht nur Klienten, sondern (primärpräventiv) auch Personen, die in 

ähnlich problematischen Verhältnissen leben, so erreicht werden können, dass eigene 

lebensweltliche und sozialräumliche Ressourcen verfügbar werden.  

Gelingt es, solche sozialräumlichen Angebote verstärkt zu etablieren und auf Dauer zu 

stellen, entsteht ein sozialräumliches Netzwerk, mit dem Problemkonstitutionen frühzeitig 

erkannt und Interventionen niederschwellig eingeleitet werden können. 

Für die verstärkte Umsetzung der Forderung nach fallübergreifender und fallunspezifischer 

Arbeit ist allerdings zu bedenken: Das Budget eröffnet zwar Freiräume, eine Planung 

außerhalb der engen Kalkulation der Einnahmensicherung anzustreben, die den Weg für 

eine effiziente Fallsteuerung bzw. für eine gezielte Fallvermeidung verfolgen kann. Allerdings 

sollte im Rahmen des Modellprojekts insofern über neue Modalitäten der Abrechnung 

nachgedacht werden, als – jenseits einer an den Entgeltvereinbarungen orientierten 

Fallabrechnung – primärpräventive bzw. nicht am einzelnen Klienten erbrachte Leistungen 

fachlich adäquat und kostennachweislich in Anschlag gebracht werden können. Von Seiten 

des Budgetträgers sind die organisationalen Bedingungen zu schaffen, diesen Leistungen 

als Fallarbeit im Sinne fallübergreifender bzw. fallunspezifischer Arbeit Rechnung tragen zu 

können, wobei die derzeit laufende Implementierung eines elektronischen, portablen 

Zeiterfassungssystems einen wichtigen Schritt hierfür darstellt. 

Richtet man die Perspektive der Bewertung des bisherigen Verlaufs der Budgetierung 

schließlich auf eine erste vorsichtige und vorläufige Kosten-Nutzen-Analyse, so kann – unter 

Berücksichtigung der Regionalisierung stationärer Hilfen und dem damit einhergehenden 

Anstieg der Kostenentwicklung für diesen Bereich im ersten Jahr – durchaus ein Erfolg 

verzeichnet werden. Im Zeitraum der Berichterstattung ist es im Rahmen des Budgets 

gelungen, mehr Fälle als erwartet (und ursprünglich als Kalkulationsbasis in Anschlag 

gebracht) zu bearbeiten. Gleichzeitig konnten erste, mit der Budgetierung adressierte 

sozialräumliche Angebotsstrukturen geschaffen werden. 

Zusammengefasst: Die auf 3 Jahre angesetzte Modellphase der Trägerbudgetierung folgt in 

erster Linie der Fragestellung, ob diese Finanzierungsform – in Verbindung mit den 

erläuterten konzeptionellen Orientierungen und in ihrer praktischen Ausbuchstabierung als 

'Augsburger Weg' – zur Umsetzung bedarfsgerechter, flexibler Hilfen zur Erziehung geeignet 

ist. Entlang der dargestellten Entwicklungen des ersten Jahres der Trägerbudgetierung kann 
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hierauf – vorbehaltlich der zukünftigen Entwicklungen und als 'erstes Zwischenergebnis' – 

mit 'Ja' geantwortet werden. Auch wenn diese Aussage infolge des bisherigen kurzen, nur 

einjährigen Zeithorizonts als gewagt erscheint, zeigt sich bereits jetzt: Durch die enge 

Kooperation aller relevanten Akteure – der St. Gregor-Jugendhilfe, dem Jugendamt mit ASD, 

Wirtschaftlicher Jugendhilfe bis hin zum Controlling – hat der Alltag der Fallarbeit sowohl in 

seinen organisatorischen Rahmenbedingungen wie in der konkreten Arbeit mit dem Klienten 

grundlegende Änderungen erfahren. Diese Änderungen gehen den anvisierten Weg der 

Augsburger Jugendhilfe hin zu einer modernen, an den Bedarfen und Bedürfnissen 

orientierten, aktivierenden und gleichzeitig verantworteten Fallarbeit. 

Schlussbemerkung 

An dieser Stelle gilt unser Dank den MitarbeiterInnen der St. Gregor-Jugendhilfe und des 

ASD für ihre Kooperationsbereitschaft und dem entgegengebrachten Vertrauen. 

Insbesondere Frau Mögele, Frau Rainer und Frau Kühnl möchten wir für ihre Geduld und 

Hilfsbereitschaft unseren Dank aussprechen und uns für die vielen Störungen der täglichen 

Arbeit entschuldigen. Ebenso gilt unser Dank Herrn Ender, der – trotz seiner knappen 

Zeitressourcen – für jede Anfrage seitens des Evaluationsteam ein offenes Ohr hatte und 

stets mit Rat und Tat zur Seite stand. 

Die Trägerbudgetierung ist als Modellphase zu verstehen, dies bedeutet williges 

Ausprobieren und kritische Mitwirkung an den stattfindenden Prozessen. Wir wollen alle 

beteiligten Akteure einladen, sich verstärkt in diesen Prozess einzubringen und die 

Kooperation mit den MitarbeiterInnen der Universität Augsburg als Forum zu sehen, den 

eigenen Wahrnehmungen, Ideen, Kritiken oder Wünschen Gehör zu verleihen und aktiv am 

Umbau der Jugendhilfe teilzuhaben.  
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